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Die kurpfälzische Freibehausung in Regensburg 
Ein Beitrag zur Geschichte der Beziehungen zwischen 
der Kurpfalz und der Reichsstadt Regensburg 
V o n K a r l - O t t o A m b r o n n 
Die Geschichte der Beziehungen zwischen der Kurpfalz und der Reichsstadt 
Regensburg ist noch nicht geschrieben. Eine Ursache ist sicher darin zu suchen, 
daß die sehr spannungsreichen Beziehungen zwischen der Reichsstadt und dem 
Herzogtum Bayern naturgemäß im Vordergrund des Interesses vor allem der 
bayerischen Historiker gestanden haben. Doch dürfte auch die Zerstreutheit der 
Quellen, die in vielen Archiven zu suchen wären, einen Teil an dem hier zu kon-
statierenden Defizit beigetragen haben. Dabei grenzte die Kurpfalz bis zum 
Jahre 1621, also bis zum Verlust des Fürstentums der obern Pfalz, mit dem Rich-
teramt Zeitlarn bis fast unmittelbar an die Tore der Reichsstadt an, war also wie 
das Herzogtum Bayern unmittelbarer Nachbar der Stadt. Weithin unbekannt 
aber ist, daß die Kurpfalz vom Jahre 1499 an bis zu ihrem Verkauf an das Reichs-
stift St. Emmeram im November des Jahres 1615 auch im Besitz einer sog. Frei-
behausung, nämlich des sog. Pfälzer oder Zeitlarner Hofs, in Regensburg war, 
was, wie die Quellen zeigen, das angestrebte gutnachbarliche Verhältnis zwischen 
den beiden konfessionsverwandten Reichsständen nicht selten beträchtlich trübte. 
Das Gebäude, auch das Rote Haus und der Neue Freisinger Hof genannt, 
stand einst auf dem Grund des heute zur Regierung der Oberpfalz gehörigen 
Gebäudes Emmeramsplatz Nr. 9, also auf dem Platz gegenüber dem Kloster 
St. Emmeram. Es diente seit der 2. Hälfte des 18. Jahrhunderts den Fürsten 
Thum und Taxis als Stadtwohnung, bis es am 6. Mai 1792 ein Raub der Flam-
men wurde. Fürst Carl Anselm von Thum und Taxis verkaufte die Brandstätte 
am 6. September 1804 an den Fürstprimas Carl Theodor von Dalberg, der auf ihr 
von dem bekannten Architekten Emanuel d'Herigoyen ein klassizistisches Palais 
errichten ließ, das gegen Ende des 19. Jahrhunderts durch Aufsetzen eines dritten 
Obergeschosses sein heutiges, wenig proportioniertes Aussehen erhielt1. Von der 
alten pfälzischen Behausung blieb keinerlei Bausubstanz erhalten, so daß die 
Erinnerung an sie auch im Gedächtnis der Regensburger Bevölkerung so gut wie 
vollständig verloren gegangen ist. 
1 H. Graf Walderdorff, Regensburg in seiner Vergangenheit und Gegenwart (1896) 
532—534; F. Mader, Die Kunstdenkmäler der Oberpfalz XXII . Stadt Regensburg 
Teil III, Profangebäude (1933) 130; M. Piendl, Fontes monasterii s. Emmerami Ratis-
bonensis, in: Thum und Taxis-Studien 1 (1961) 172—175; R. Strobel, Baualtersplan zur 
Stadtsanierung Regensburg 2 (1974) 71 (mit Abbildung). 
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1. Erwerbung durch Pfalzgraf Johann von Neumarkt und die Kurpfalz 
Am Anfang der uns bekannten Besitzgeschichte steht der Kaufbrief vom 10. Au-
gust 1426, mit welchem Pfalzgraf Johann von Neumarkt die Behausung von 
Heinrich Nothaft von Wernberg, der sie seinerseits von den Chamerauern er-
worben hatte, erkaufte2. Der bedeutende Chronist Andreas von Regensburg 
erwähnt den Kauf in seiner Chronik, ein Zeichen, daß er auch die Beachtung der 
Öffentlichkeit gefunden hat 3. Es besteht kein Zweifel, daß die Behausung als 
Herberge Pfalzgraf Johanns zu dienen hatte, wenn er, was damals wegen der 
Hussiteneinfälle sehr oft der Fall war, in Regensburg Verhandlungen zu führen 
hatte. Nach dem Aussterben der Neumarkter Pfalzgrafen im Jahre 1448 ging 
die Behausung an die nachfolgende Mosbacher Linie und nach deren Aussterben 
im Jahre 1499 an die Heidelberger Kurlinie über. Seit dem Jahre 1500 ist sie im 
Besitz der Kurpfalz bezeugt. In einem Zins-, Gült- und Rentbuch der Herrschaft 
Zeitlarn dieses Jahres findet sich nämlich der Eintrag, daß „die gerichtzleutt 
Zeidlernn . . . aim pfleger Holdtz gen Regenspurck in meins gnadigisten Herrn 
des phaltzgrafen Hoff" führen sollen, und zwar „jerlichen souill ain ieder des 
zu prennholdtz vnuerlichen nottueftig ist" 4 . 
Der letztgenannte Eintrag zeigt die verwaltungsmäßige Anbindung der Frei-
behausung an das Richteramt Zeitlarn, die bis zu ihrem Verkauf im Jahre 1615 
beibehalten blieb und ihr auch den Namen „Zeitlarner Hof" eingebracht hat. 
Damals diente sie sogar als Amts- und Wohnsitz des kurpfälzischen Pflegers von 
Zeitlarn, dem die Gerichtsuntertanen zu Spanndiensten verpflichtet waren. Ihre 
ursprüngliche Bestimmung als Herberge für die Pfalzgrafen war offenbar schon 
damals außer Gebrauch gekommen. Trotzdem ist unverkennbar, daß sich die 
Behausung auch damals noch eines hohen Ansehens erfreute, wie nicht zuletzt 
aus dem Rang und Stand ihrer unmittelbaren Bewohner ersichtlich wird. Denn 
die Pfalz ging nun dazu über, die Behausung pacht- und pfandweise auszutun, 
um auf diese Weise ihrer Geldknappheit entgegenzusteuern. Der Behausung selbst 
taten diese nun einsetzenden Verpachtungen und Verpfändungen nicht gut. Sie 
geriet im Laufe des Jahrhunderts zusehends in baulichen Verfall, so daß es schließ-
lich der Pfalz nicht mehr sinnvoll erschien, Gelder in ihre Wiederherstellung zu 
investieren, und ihre Veräußerung vorzog. 
Im Jahre 1507 verkaufte Pfalzgraf Ludwig die Freibehausung zusammen mit 
dem Gericht Zeitlarn dem angesehenen Ludwig von Habsberg auf Wiederlösung. 
Dessen Sohn Ulrich von Habsberg veräußerte sie an Hans von Hohenheim weiter, 
der sich 1521 gegenüber der Pfalz dafür reversierte. Doch löste die Pfalz sowohl 
2 Eine vollständige Abschrift der Urkunde von der Hand des Amberger Archivs-
adjunkten Franziskus Leopold Schiestl findet sich in den von Schiestl angelegten Ko-
pialbüchern zum Urkundenarchiv der Amberger Regierung (StAA, Standbuch 493 
fol. 15—17). Das Original des Kaufbriefs dürfte mit den übrigen Urkunden des Am-
berger Regierungsarchivs um 1820 in das Reichsarchiv München verbracht worden sein, 
wo es heute noch aufliegen dürfte. 
3 „Item eodem anno memoratus dux Johannes emit domum ab Heinrico Nothaft, que 
est Ratispone prope S. Emmerammum" (G. Leidinger (Hrsg.), Andreas von Regens-
burg, Sämtliche Werke, Quellen und Erörterungen zur bayerischen und deutschen Ge-
schichte Neue Folge 1, 1903, 466). 
4 StAA, Amt Zeitlarn-Sallern 5, Zins-, Gült- und Rentbuch de anno 1500 (letzte be-
schriftete Seite). 
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die Freibehausung als auch das Gericht Zeitlarn schon im Jahre 1522 wieder ein 5 . 
Hans von Hohenheim hatte sich am Besitz der Freibehausung sehr interessiert 
gezeigt. Er hatte den Amberger Flofmeister Ludwig von Eyb um Beistand ge-
beten, damit ihm die Behausung sein Leben lang bleibe, und ihm versprochen, 
kein unnützer Inhaber sein zu wollen. Ja er hatte dem Hofmeister sogar ange-
boten, ihm bei seinen Aufenthalten in Regensburg unentgeltliche Herberge bis 
zu zehn Pferden zu gewähren 5 a . 
2. Im Pfandbesitz der Thumer 
Der Wiedereinlösung durch die Pfalz lagen wohl Überlegungen des oberpfäl-
zischen Statthalters Pfalzgraf Friedrichs II. zugrunde, die Behausung und das 
Gericht Zeitlarn der besseren Versorgung seines Hofes mit Wein aus der Um-
gebung Regensburgs dienstbar zu machen. Denn einer der ernsthaftesten Bewer-
ber, der Regensburger Münzmeister Martin Lerch zu Regendorf, erbot sich, im 
Falle der Berücksichtigung den Weinkauf für die pfalzgräfliche Hofhaltung zu 
besorgen6. Gleichzeitig trug sich Pfalzgraf Friedrich II. mit dem Gedanken, 
Gericht und Behausung dem Heinrich Alberger zu Saliern mit der Bedingung 
aufzutragen, daß ihm dieser nach seinem Tode den Sitz Saliern samt den dazu-
gehörigen Gütern und Weinbergen vermache7. Doch bald schon änderte Pfalz-
graf Friedrich II. seine Pläne und gab sowohl das Gericht Zeitlarn als auch die 
Behausung in Regensburg, die nun immer als „Freibehausung" bezeichnet wird, 
dem aus der Nürnberger Bürgerschaft stammenden Hans Thumer, zunächst auf 
Wiederlösung, dann im Jahre 1524 auf Lebenszeit8. Wesentlichster Grund war 
wohl die Geldverlegenheit Pfalzgraf Friedrichs, dem der Pfandschilling Thumers 
gelegen kam. Bei der Verleihung auf Lebenszeit verpflichtete sich Thumer aber 
auch, alle anfallenden Baukosten selbst zu tragen. 
Über 50 Jahre lang sollte nun die Behausung samt dem Gericht Zeitlarn im 
Besitz der Familie Thumer bleiben, so daß sie nun auch gelegentlich als der „Thu-
mer Hof" bezeichnet wird. Als Hans Thumer am 2. August 1544 starb, ging sie 
auf dessen gleichnamigen Sohn über, der sie seinerseits bis zu seinem Tod im 
Jahre 1572 innehatte. Dessen Witwe Radegund, eine geborene von Reichlin-
Meldegg, und ihr Sohn Hans Thumer hatten sich vergeblich um eine Neuver-
leihung bemüht. Der Witwe wurde lediglich ein Wohnrecht im vorderen Stock 
eingeräumt, das sie jedoch nur ein knappes Jahr bis 1573 in Anspruch nahm. 
Für die Pfalz und die Regierung in Amberg geriet die Behausung weitgehend 
5 über die Pfandinhaber der Behausung zwischen 1507 und 1524 informiert ausführ-
lich ein „Nachrichtung" von der Hand eines Amberger Regierungskanzlisten aus dem 
ausgehenden 16. Jahrhundert, die ihrerseits aus zwei „alten pfalzischen Schuldbüchern" 
schöpft (StAA, Amt Zeitlarn-Sallern 4). 
5 a Schreiben des Hans von Hohenheim von 1520 Dezember 31 im StAA, Amt Zeitlarn-
Sallern 11. 
6 Schreiben des Amberger Landschreibers Caspar Honheimer an Pfalzgraf Friedrich 
von 1522 Juli 22 (Konzept) im StAA, Amt Zeitlarn-Sallern 10. 
7 StAA, Schreiben des Landschreibers Caspar Honheimer an Pfalzgraf Friedrich von 
1522 September 7 (Konzept). 
8 StAA, Amt Zeitlarn-Sallern 4. Der Leibgedings- und Pfandbrief Pfalzgraf Friedrichs 
datiert von 1524 September 28 (Abschrift von ca. 1565 im StAA, Amt Zeitlarn-Sallern 
280). 
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aus dem unmittelbaren Blickfeld. Da vor allem der Bauunterhalt auf die Thumer 
übergegangen war, sah man pfälzischerseits keinen Anlaß, der Behausung ein 
verstärktes Augenmerk zu widmen. Da jedoch andererseits vor allem der jüngere 
Hans Thumer den Bauunterhalt zunehmend vernachlässigte, begann in diesen 
50 Jahren auch der bauliche Verfall, der gegen Ende des Jahrhunderts die Be-
hausung zum „Gespött" der Pfalz werden ließ und, wenn auch nach langem 
Zögern, ihren Verkauf veranlaßte. 
Unter den Thumern setzten aber auch jene langanhaltenden Differenzen mit 
Kämmerer und Rat der Reichsstadt Regensburg ein, die alle den von der Pfalz 
behaupteten privilegierten Rechtsstatus der Behausung als sog. „Freibehausung" 
betrafen, der zwar von der Stadt Regensburg nicht grundsätzlich bestritten wurde, 
dessen konkrete Rechtsinhalte aber von beiden Seiten sehr unterschiedlich aus-
gelegt wurden. Insofern werfen diese Auseinandersetzungen auch ein Licht auf 
die anderen in der Stadt befindlichen Freibehausungen, auf welche im übrigen 
nicht selten ausdrücklich Bezug genommen wird. Für die Reichsstadt waren es im 
Grunde lästige Enklaven, über die sie nur eine eingeschränkte jurisdiktioneile 
Obrigkeit besaß, und deren Zahl und Rechte es daher nach Möglichkeit klein 
zu halten galt. Verschärfend kam hinzu, daß die große Mehrzahl der in Regens-
burg befindlichen Freibehausungen im Besitz katholischer Hochstifte, Klöster und 
Fürsten war, also auch Anlaß zu konfessionellen Reibereien mit der evangelischen 
Reichsstadt bieten konnten. Von daher ist es zu verstehen, daß für die Reichs-
stadt jeder konkrete Streitpunkt sehr schnell eine grundsätzliche Bedeutung als 
Präzedenzfall annehmen mußte und der eigene Rechtsstandpunkt unter keinen 
Umständen aufgegeben werden durfte. Insofern erscheint auch die Reichsstadt 
bei allen Auseinandersetzungen als der hartnäckigere Partner, der auch der kon-
fessionsverwandten Pfalz in keiner Weise Konzessionen zu machen bereit war. 
Es mag bei den Auseinandersetzungen aber auch jener grundsätzliche Gegensatz 
zwischen reichsstädtischem Bürgertum und Fürstenmacht unausgesprochen im 
Spiele gewesen sein, der die Haltung der Reichsstadt gegenüber der Pfalz so sehr 
verhärten ließ. So war die kurpfälzische Behausung in Regensburg insgesamt 
betrachtet kein Treffpunkt gemeinsamer Interessen, sondern ganz im Gegenteil 
ein ständiger Anlaß für Streitigkeiten, der das Verhältnis zwischen den beiden 
protestantischen Reichsständen nicht selten schwer belastete. 
Der erste uns bekannte Anlaß für die hier zu berichtenden Auseinandersetzun-
gen war eine Flasche Bier, die ein Diener des Hans Thumer von Stadtamhof in die 
Freibehausung bringen sollte, die ihm aber beim Stadttor an der Steinernen Brücke 
von den städtischen Torwärteln gewaltsam abgenommen worden war, weil er 
sich geweigert hatte, das dafür geforderte Ungeld zu bezahlen9. Die Stadt 
Regensburg hatte dem Thumer dahingehend Bescheid gegeben, daß er sich mit 
der freien Einfuhr von Bier in Fässern begnügen solle, sich aber bei solch kleinen 
Sachen das Ungeld zu geben nicht weigern möge. Die pfalzgräfliche Regierung 
in Neumarkt, an die sich Thumer hilfesuchend gewandt hatte, fordert hingegen 
von der Stadt die Herausgabe der Flasche Bier und drohte für den Weigerungs-
fall, daß sie „zu hanthab vnser gerechtigkait vnd freiheit" auf Wege und Mittel 
sinnen müsse, „damit wir di gepur bekomen mechten". Vielleicht ist man sich 
9 Schreiben Pfalzgraf Friedrichs an Kämmerer und Rat der Stadt Regensburg von 1531 
Oktober 20 mit ausführlicher Schilderung der Vorfälle (StAA, Beziehungen zur Stadt 
Regensburg 12). 
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doch der Nichtigkeit des Anlasses bewußt geworden, denn über einen weiteren 
Fortgang der Auseinandersetzung wird nichts mehr berichtet. 
Die nächste Auseinandersetzung datiert in das Jahr 1542, als die Stadt Regens-
burg die auf dem jüngsten Reichstag zu Speyer beschlossene Türkensteuer auch 
von den Bewohnern der pfälzischen Freibehausung abverlangte. Hans Thumer 
wandte sich deshalb an Pfalzgraf Friedrich mit der Bitte um Weisung, wie er 
sich gegenüber dieser Forderung der Stadt zu verhalten habe 1 0 . Friedrich ant-
wortete ihm, daß er zwar die Türken anläge wie gefordert leisten soll, sich dafür 
aber von der Stadt einen Brief oder Revers erholen möge, daß dies weder für ihn 
noch für einen anderen künftigen Bewohner der Freibehausung einen Nachteil 
bringe, sondern vielmehr ihrer „freiheit vnuergrifflieh" sei 1 1 . Mit Schreiben 
vom l . Jun i 1542 bestätigten daraufhin Kämmerer und Rat der Stadt, daß sie 
nicht verlangten, die Behausung, die ja dem Pfalzgrafen und nicht dem Thumer 
eigentümlich angehöre, zu besteuern, sondern nur das, was dem Thumer in der 
Behausung eigentümlich sei. Sie fügten noch die Bitte an, daß ihnen Pfalzgraf 
Friedrich in diesem Punkt keine Verhinderung tun möge, damit der Billigkeit 
und dem jüngsten Speyerer Reichsabschied Genüge getan werden könne 1 2 . 
Als Hans Thumer am 2. August 1544 in der pfalzgräflichen Freibehausung 
gestorben war, nahm die Reichsstadt die Inventarisierung und Obsignation des 
Nachlasses in der Freibehausung vor. Gegen diese Rechtshandlung legte der Am-
berger Statthalter Pfalzgraf Wolf gang mit Schreiben vom 7. August Protest 
e in 1 3 . Er wies u. a. darauf hin, daß die Behausung „mit solhen Priuilegien vnd 
Freyheiten . . . der Pfalltz verwannt gewesen", daß „euch darinn vnd darvff 
gar khein Jurisdiction oder Gerechtigkheit gewurt", Kurfürst Friedrich II. schloß 
sich dem Protest mit Schreiben vom 9. September an 1 4 . Die Antwort der Stadt 
Regensburg, die an Pfalzgraf Wolfgang ergangen ist, ist nur bruchstückhaft aus 
einem Schreiben Wolfgangs an seinen Bruder Kurfürst Friedrich II. bekannt1 5. 
Demnach rechtfertigte sich die Stadt vor allem mit dem Hinweis, daß die Nach-
laßinventarisierung auch früher von ihr vorgenommen worden sei. 
Unmittelbarer Nachfolger Hans Thumers im Besitz der Freibehausung wie 
auch des Gerichts und Dorfes Zeitlarn wurde dessen gleichnamiger Sohn. Mit 
Schreiben vom 17. November 1544 forderte Pfalzgraf Wolf gang die Untertanen 
des Gerichts und Dorfes Zeitlarn an, ihm die gewöhnliche Pflicht zu tun l ö . Auch 
unter Hans Thumer d. J. gingen die Auseinandersetzungen mit der Stadt weiter. 
Ja es hat den Anschein, daß sie nun mit größerer Hartnäckigkeit und Ausdauer 
geführt worden sind als zu Zeiten des verstorbenen Vaters. Erster Anlaß war 
ein Bettgewand, das Thumer aus der Stadt Regensburg nach Zeitlarn bringen 
lassen wollte. In einem Schreiben vom 9. Mai 1549 an den Viztum Heinrich 
Riedesl und die Räte in Amberg berichtete er, daß die Stadt für jeden Zipfel 
1 0 Schreiben Hans Thumers an Pfalzgraf Friedrich von 1542 Mai 20 im StAA, Be-
ziehungen zur Stadt Regensburg 18. 
1 1 StAA, Schreiben Pfalzgraf Friedrichs von 1542 Mai 22 (Konzept). 
1 2 StAA, Schreiben Pfalzgraf Friedrichs von 1542 Mai 22. 
1 3 StAA, Beziehungen zur Stadt Regensburg 20 (Konzept). 
1 4 StAA, Beziehungen zur Stadt Regensburg 21 (gleichz. Abschr.). 
1 5 Schreiben Pfalzgraf Wolfgangs von 1544 September 17 im StAA, Beziehungen zur 
Stadt Regensburg 21 (Konzept). 
1 8 StAA, Amt Zeitlarn-Sallern 280 (Abschrift). 
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30 Pfennige Maut verlangt habe 1 1. Mit Schreiben vom 8. Februar 1550 be-
schwerte sich Thumer erneut über Zollforderungen der Stadt 1 8. Daraufhin 
schrieben die Räte in Amberg am 18. August an die Stadt, daß sie „mit solchen 
geschefften zuuil gegen ime [Thumer] gehandlt, nachdem er euch [der Stadt 
Regensburg] als mit bürgerlichen pflichten oder andern nit, sondern vnserm g. 
herrn dem pf. Churf. zugethan vnd verwandt". Nur einen Tag später schrieben 
die Amberger Räte, nachdem ein neuerliches Schreiben Thumers eingetroffen 
war, wiederum an die Stadt, um gegen deren Zollforderungen zu protestieren1 9. 
Die Antwort der Stadt Regensburg erging am 10. September20. Darin beschwert 
sie sich ihrerseits über Hans Thumer, daß er sie zu Unrecht bei Kurfürst Fried-
rich II. verunglimpfe, als ob sie der kurfürstlichen Behausung ihre Freiheiten ent-
ziehen wolle. Durch „solchen vermeinten schein" wolle er vielmehr nur sich 
selbst und das Seinige „freimachen". Andere Inhaber solcher Freibehausungen, 
die höheren Standes und Herkommens gewesen seien und deshalb mehr Ursache 
als Thumer gehabt hätten, hätten sich solches nicht unterstanden. Die Stadt stellte 
nicht in Abrede, daß die kurfürstliche Behausung von der gewöhnlichen Stadt-
steuer frei ist. Von dieser werde sie deshalb auch unbeschwert gelassen. Daraus 
folge aber nicht, daß Thumer für sich selbst und das Seinige „wider vnnser ha-
bende Oberkhait vnnd zuuorab auch ausser der gemeltten behausung an vnnser 
oder anndern herrschafften mautstetten zol- oder mautfrey sey". Im übrigen 
hätten auch andere geistliche und weltliche Fürsten sowie etliche vom Adel ge-
freite Höfe und Häuser in der Stadt, die das, was sie aus- und einführen, ver-
mauten müssen. Ausgenommen seien nur jene wenigen, die den städtischen Zöll-
nern und Mautnern von alters her an Stelle des Zolls „ettliche jerliche recht" 
zu geben pflegen. Die Zöllner und Mautner würden auf diese ständigen Gefälle 
bestellt und von der Stadt eine entsprechend geringere Besoldung erhalten. Und 
es war wohl als besondere Spitze gegen Thumer gedacht, wenn die Stadt ab-
schließend ihrer Hoffnung Ausdruck gab, daß Hans Thumer ihrer „Obrigkhait 
vnnd anndern gerechtigkhaiten" keine Verhinderung tun und auch ihre Bürger 
„zufridenstellen oder mit ihnen berechnen" werde, „damit wir deshalb ferners 
anlauffens entladen plibenn". Offenbar hatte Thumer auch mit Bürgern der 
Stadt Differenzen, wobei er sich auf die Befreiung von der städtischen Obrigkeit 
und Jurisdiktion berufen haben dürfte. Hans Thumer fühlte sich offenbar zu 
einer persönlichen Rechtfertigung gegenüber der Regierung in Amberg verpflich-
tet. In einem Schreiben, das am 30. Oktober in Amberg eintraf21, wies er die 
Anschuldigungen der Stadt gegen ihn zurück und machte geltend, daß sein ver-
storbener Vater die Behausung über 24 Jahre lang innegehabt und samt seinem 
Hab und Gut zoll- und andersfrei ohne alle Beschwerung seitens der Stadt aus-
und eingefahren sei, wie „die alten Herrn des Rats wissen vnd ich sie zuerinnern 
weste". Auch Hans von Hohenheim und Ludwig von Habsberg hätten sich dieser 
Freiheit gebraucht, und er selbst sei bis in das 5. Jahr darin belassen worden. Da 
ihm aber auch sein gnädigster Herr die kurfürstliche Freibehausung wie schon 
seinem Vater mit dem Befehl übergeben und verschrieben habe, die darauf ruhende 
1 7 StAA, Beziehungen zur Stadt Regensburg 23 (Konzept). 
1 8 StAA, Beziehungen zur Stadt Regensburg 23. 
1 9 StAA, Beziehungen zur Stadt Regensburg (zwei Konzepte). 
2 0 StAA, Beziehungen zur Stadt Regensburg (Or. Pap.). 
2 1 StAA, Beziehungen zur Stadt Regensburg. 
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Freiung nicht entziehen zu lassen, bitte er die Räte, ihn als „gehorsamen lant-
sessen" vor unbilligen Beschwernissen handzuhaben. Im übrigen sei ihm an der 
Zollbefreiung nicht sonderlich viel gelegen, sie sei „gerings schätz wichtich" und 
es sei nur Neid, daß man ihn von dieser Befreiung abbringen wolle. Und er be-
schloß seine Rechtfertigung mit dem Hinweis, daß man seitens der Stadt die 
Guttaten, die sein Vater sowohl der Almosenstiftung als auch Anderen geleistet 
habe, nicht bedenke. 
Obwohl die Quellen zunächst abbrechen, sind die Auseinandersetzungen mit 
der Stadt wegen der Zollbefreiung keineswegs ausgestanden. Eine Fortsetzung 
folgte vielmehr im Jahre 1556, als sich die Vierer und das gemeine Gerichtsvolk 
von Zeitlarn beim pfälzischen Kurfürsten beschwerten, daß die Stadt Regens-
burg ihre Holzfuhren in das kurfürstliche Freihaus in Regensburg seit drei Jahren 
besteuere, und zwar pro Wagen Holz mit 2 Pfennigen Zoll und 2 Pfennigen 
Messerlohn 2 2. Dem Beschwerdeschreiben, das deutlich die Federführung Hans 
Thumers erkennen läßt, ist zu entnehmen, daß die Gerichtsuntertanen zu Zeit-
larn nach wie vor zu Scharwerksleistungen in die kurfürstliche Freibehausung, 
bestehend in Fuhren, Handlangung und Arbeit, verpflichtet waren. Sie erkennen 
auch diese Verpflichtung ausdrücklich an, empfinden aber die Zollforderung der 
Stadt Regensburg als Neuerung und daher ungerechtfertigt. Die Beschwerde 
wurde vom Kurfürsten an den Statthalter in Amberg weiterverwiesen, ohne daß 
über den weiteren Fortgang der Angelegenheit Nachrichten überliefert wären. 
Von nun an verstummen die Quellen wiederum fast neun Jahre lang. Die 
Gründe dafür sind ohne Zweifel darin zu suchen, daß Hans Thumer den Schwer-
punkt seiner Unternehmungen nun aus der Stadt Regensburg hinaus verlegt hat. 
Im Jahre 1558 hatte er die Hofmark Bruckberg bei Moosburg erworben 2 3, und 
schon zwei Jahre später, im Jahre 1560, kaufte er von Oswald von Eck Burg 
und Hofmark Wolfsegg samt dazugehöriger Hofmark Holzheim 2 4 . Es ist dies 
eine bemerkenswerte Erwerbspolitik, denn mit dem Gericht und Dorf Zeitlarn 
samt der Freibehausung in Regensburg war er kurpfälzischer Landsasse, mit der 
Hofmark Bruckberg wurde er bayerischer und mit den Hofmarken Wolfsegg 
und Holzheim Landsasse des Fürstentums Pfalz-Neuburg. Schließlich bekleidete 
er auch noch das Richteramt in Regenstauf, war also den pfalz-neuburgischen 
Pfalzgrafen mit Diensten zugetan. 
Damals begann er aber auch im Gericht Zeitlarn Neuerungen einzuführen, 
die schließlich den Protest der Amberger Regierung heraufbeschworen und die 
nun ihrerseits Anlaß zu langjährigen Auseinandersetzungen zwischen Thumer 
und der Amberger Regierung werden sollten. Die Gründe sind einer umfäng-
lichen Beschwerdeschrift der Amberger Räte zu entnehmen, die am 11. April 1565 
dem Kurfürsten in Heidelberg vorgelegt worden ist 2 5 . Demnach hat Thumer 
die Gebäulichkeiten des der Kurpfalz eigentümlichen „alten Sitzleins" zu Zeit-
larn am Ufer des Regen eingehen lassen und einem Bauern vererbrechtet. An 
dessen Stelle hat er einem anderen Bauern zu Zeitlarn dessen Bauerngut abge-
kauft und auf die Hofstatt einen neuen „Edelmannssitz" neu erbaut. Ferner 
2 2 Das undatierte Schreiben langte am 12. September 1556 bei der Regierung in Am-
berg ein (StAA, Beziehungen zur Stadt Regensburg 24). 
2 3 S. Hiereth, Histor. Atlas von Bayern, Landgericht Moosburg, München 1950, S. 47. 
2 4 G. Motyka, Burg und Dorf Wolfsegg, Ritter, Untertan, weiße Frau, Kallmünz 1978, 
S.21 ff. 
2 5 StAA, Amt Zeitlarn-Sallern 280. 
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hat Thumer das Wirtshaus samt Bräuhaus und die Ehaftschmiede in Zeitlarn, 
die Fischwasser im Regen und Wenzenbach sowie etliche weitere Bauernanwesen 
im Dorf und Gericht Zeitlarn an sich erkauft. Die Bauernanwesen, die sich alle 
in schlechtem Zustand befunden und nur geringe Zinsen abgeworfen hatten, 
wurden von Thumer teilweise zusammengelegt, neu aufgebaut und an die Bauern 
gegen „neue und gar große Zinsen" neu vererbrechtet. Die Regierung beschuldigte 
Thumer in diesem Zusammenhang, in alle nutzbaren Güter des Gerichts Zeitlarn 
als ein „Erbherr" heimlich einzudringen. So bezeichne er sich selbst als „Grund-
herrn" dieser Güter, die Kurpfalz hingegen als „Vogt- und Gerichtsherrn". Und 
schließlich äußert die Regierung den Verdacht, daß Thumer „fremden Schutz 
und Obhalt", „vngeacht wie vnuerfennglichen der auch sein möcht" suchen und 
„solche seine vermainte angerichte nutzbarkeiten andersweit" zu Lehen aufzu-
tragen sich unterstehen werde. 
Die vorgebrachten Gravamina weisen Thumer ohne Zweifel als einen unter-
nehmerisch veranlagten Mann aus. Sie sind aber auch ein gutes Beispiel dafür, 
auf welche Weise versucht werden konnte, ein pfandweise innegehabtes Gericht 
stillschweigend in eine allodiale Herrschaft oder einen „Edelmannssitz" umzu-
wandeln. Im Falle Zeitlarn waren die Voraussetzungen dafür besonders günstig, 
weil seine exponierte Lage weitab vom übrigen Territorium der Kurpfalz den 
Pfandinhaber von der unmittelbaren Kontrolle durch die Regierung oder einen 
benachbarten pfälzischen Amtsinhaber stark befreite. Daß der aus dem reichs-
städtischen Bürgertum Nürnbergs stammende Thumer, der mit einer Reichlin von 
Meldegg verheiratet war, tatsächlich die Umwandlung Zeitlarns in eine adelige 
Herrschaft oder Hofmark angestrebt hat, beweist eindeutig ein eigenhändiges 
Schreiben, das er an Pfalzgraf Ludwig in Amberg richtete. Darin schreibt er, daß 
sein Vater und er sich immer gut pfälzisch verhalten und Leib, Gut und Blut 
dazugesetzt hätten und daß er dies auch bei seinen Söhnen und Töchtern gern 
sähe und sie dazu weisen und anhalten werde. Deshalb sei seine zuversichtliche 
untertänige Bitte, seine erkauften, erbauten und gebesserten Güter „zu Edlmanns 
hofmarklichen gerechtigkait zu machen". Dies wollte er sich untertänig „zu 
pesserung des phantschillings tausent gülden costen vnd gesten lassen" 2 6 . Die 
Beteuerungen und das Begehren Thumers erscheinen erstaunlich, wenn man be-
denkt, daß er und seine Familie nach wie vor der katholischen Religion verhaftet 
blieben 2 7. 
Auf pfälzischer Seite hat man zunächst erwogen, angesichts der von Thumer 
ohne Wissen der Regierung angestellten Neuerungen das Gericht Zeitlarn samt 
der Freibehausung wieder einzulösen. Daß dies unterblieb, ist einesteils dem hef-
tigen Widerspruch Thumers, andererseits der beständigen Geldverlegenheit der 
Pfalz zuzuschreiben, die sich nicht in der Lage sah, den Pfandschilling in Höhe 
von 1200 fl. hinzulegen. So beschränkten sich die nun einsetzenden Streitigkeiten 
vor allem auf die von der Pfalz geforderte Rücknahme der Neuerungen und den 
dabei einzuschlagenden Weg. Thumer sollte die erkauften und gebesserten Güter 
2 6 StAA, Amt Zeitlarn-Sallern 280 (undatiert). 
2 7 Daß Hans Thumer und seine Frau Radegund, geb. Reichlin von Meldegg, der ka-
tholischen Religion anhingen, geht wohl zweifelsfrei aus ihren Begräbnisorten hervor. 
Hans Thumer ließ sich bei St. Emmeram in Regensburg, die Witwe Radegund im ka-
tholischen Bruckberg bei Moosburg begraben. Der Grabstein der Witwe Radegund in 
Bruckberg ist noch erhalten (Motyka S.29, 30). 
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wieder veräußern, eine Forderung, die mangels geeigneter und zahlungsfähiger 
Käufer nur schwer zu erfüllen war. über den Stand der bereits getätigten und 
der vorhabenden Verkäufe sowie über die entgegenstehenden Hindernisse infor-
miert ein ausführlicher Bericht Thumers vom 14. März 1569 2 8 . Immerhin zeigte 
sich Thumer bereit, den Forderungen der Pfalz nach Möglichkeit nachzukommen. 
Es ist nicht uninteressant zu erfahren, daß Hans Thumer auch im Falle der Hof-
marken Wolfsegg und Holzheim Besserungen in der vorbeschriebenen Weise 
durchzuführen versuchte, um die daraus fließenden ständigen Einnahmen zu 
erhöhen 2 9 . Mit dem Vorbesitzer Oswald von Eck kam es deshalb ebenfalls zu 
langandauernden Streitigkeiten, die beim Ableben Thumers am 15. März 1572 
noch nicht beendet waren. 
3. Wiedereinlösung durch die Pfalz und neue Überlegungen 
Unmittelbar nach dem Tod Hans Thumers kündigte der Amberger Statthalter 
Pfalzgraf Ludwig der Witwe sowohl das Gericht Zeitlarn als auch die Freibehau-
sung in Regensburg auf 3 0. Vergeblich hatten sich diese und ihr Sohn Hans Thu-
mer um eine Neu Verleihung bemüht 3 1 . Kurfürst Friedrich III. hieß die von 
Pfalzgraf Ludwig verfügte Einziehung des Gerichts und der Freibehausung am 
19. Apri l 1572 gut 3 2 , doch wies er in einem weiteren Schreiben vom 6. März 1573 
den Statthalter an, die Freibehausung der Witwe bis auf Widerruf als Wohnung 
zu belassen33. Die Überlassung des Wohnrechts war Teil der anläßlich des Heim-
falls des Gerichts Zeitlarn notwendig gewordenen Vereinbarungen über die nun 
fällige Ablösung des Pfandschillings. Pfalzgraf Ludwig schränkte das Wohnrecht 
auf die Person der Witwe und ihr damaliges „Involk" sowie auf die „vorderen 
Zimmer" der Behausung ein. Die Witwe sollte dafür schuldig sein, die Öfen, 
Fenster und die Bedachung baulich zu unterhalten34. Wohl um schneller zu einer 
gütlichen Vereinbarung über die Ablösung des Gerichts Zeitlarn samt der vom 
verst. Hans Thumer für sich selbst erkauften Güter zu gelangen, wurden die 
Bedingungen für die Bewohnung der Freibehausung durch die Witwe am 3. Juli 
1573 nochmals gemildert. Der bauliche Unterhalt der Bedachung wurde der 
Witwe erlassen und ihr lediglich aufgetragen, diesbezügliche Mängel dem nun 
wieder eingesetzten kurpfälzischen Richter in Zeitlarn anzuzeigen, damit dieser 
sie beheben lassen könne 3 5 . 
Nun, da die Behausung an die Pfalz zurückgefallen war, bestand auch Anlaß, 
über ihren baulichen Zustand Erhebungen einzuziehen. Als erster wurde der 
damals noch zuständige Pfleger zu Hohenfels, Wolf Portner, mit einer Besichti-
gung beauftragt, dessen Bericht vom 19. Juni 1572 datiert3 6. Er schreibt, daß er 
2 8 StAA, Amt Zeitlarn-Sallern 280. 
2 9 Motyka S. 23 ff. 
3 0 Schreiben von 1572 März 22 (Konzept) im StAA, Amt Zeitlarn-Sallern 280. 
3 1 StAA, Schreiben von 1572 April 11 (Or. Pap.). 
3 2 StAA (Or.Pap.). 
3 3 StAA (Or. Pap.). 
3 4 StAA, Schreiben Pfalzgraf Ludwigs von 1573 April 27. 
3 5 StAA, Schreiben Pfalzgraf Ludwigs von 1573 Juli 3 (Konzept). 
3 6 StAA (Or.Pap.). Unter den Thumern war kein kurpfälzischer Richter in Zeitlarn 
mehr beibehalten worden. In besonderen Fällen wurde vielmehr der Pfleger zu Hohen-
fels mit der Wahrnehmung von Amtsobliegenheiten beauftragt. So mußte die dem Ge-
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das vordere Haus, wo man einzugehen pflegt, ganz und gar baufällig gefunden 
habe, so daß man darin nicht wohl wohnen könne, sondern durchaus ein neues 
Zimmer samt dem Dach darauf machen müsse. Diese Reparatur werde seines 
Erachtens nach nicht unter 1000 fl . auszurichten sein. Der hintere Stock jedoch, 
der unterhalb des Hofs gelegen ist, sei „zimblich" zugerichtet. Er habe eine 
saubere Stuben und Kammer, in welchen der alte Thumer gehaust habe. Darüber 
befinde sich ein gutes Dachzimmer. Nur der Gang, der von einem Stock in den 
andern führt, ist nicht „woll verwareth". Der Roßstallung, über welcher Stuben 
und Kammer liegen, fehle es an Riegeln und Sparren. Ohne Zweifel läßt der 
Bericht Portners eine erhebliche bauliche Vernachlässigung erkennen, die auch in 
späteren Berichten immer wieder offenkundig wird und die Eignung der Behau-
sung als mögliche Herberge für die pfälzischen Kurfürsten und Pfalzgrafen sowie 
ihre Räte von Anfang an in Frage stellte. 
Im Jahre 1574 wurde schließlich der Amberger Zeugmeister Heinrich Praun 
beauftragt, die Behausung aufzumessen und von ihr genaue Pläne anzufertigen. 
Der von Praun angefertigte Plansatz, bestehend aus 11 Blättern, ist samt einer 
ausführlichen Beschreibung erhalten geblieben5 7. In Verbindung mit einem späte-
ren groben Grundriß des Amberger Zeugmeisters Kaspar Vogt von 1578, der 
sich ebenfalls erhalten hat 3 8, lassen sich Umfang, Raumprogramm und Außen-
ansicht des Gebäudes bis in Einzelheiten rekonstruieren. Es bestand aus zwei 
getrennten Häusern, die einen Hof umschlossen. Der Eingang erfolgte nicht vom 
Emmeramsplatz, sondern von der Seitengasse aus, und zwar entweder durch das 
zum Emmeramsplatz hin gelegene sog. vordere Haus oder durch den Hof, der 
von der Gasse durch eine Mauer abgeschirmt war. Das repräsentativere Gebäude 
war das hintere oder sog. Fürstenhaus, in welchem Thumer seine Wohnung hatte. 
Es war nur über den Hof hinweg zugänglich und beinhaltete u. a. das sog. Für-
stenzimmer im 1. Stock, das über einen Gang vom Hof aus erreicht werden konnte. 
Dieses Fürstenzimmer besaß auch einen schön gestalteten Erker, der zur Gassen-
front hinausragte. Besonders ausgestaltet zeigte sich auch die Mauer, die den 
Hof zur Gasse hin abschloß. Er enthielt ein großes Eingangstor, das von einer 
Mittelsäule gestützt wurde. Links oberhalb des Eingangstores, zur Gasse hin, 
befand sich das kurpfälzische Wappen. Es war auf das Jahr 1574 datiert, also 
damals neu angebracht worden. Ebenfalls im Fürstenhaus untergebracht und 
demgemäß über den Hof hinweg erreichbar war die für 46 Pferde berechnete 
Pferdestallung. Das sog. vordere Haus, dessen Giebelseite über den Emmerams-
platz blickte, enthielt vor allem die Küche sowie ein groß dimensioniertes Ein-
gangsfletz mit zwei Eingangstüren von der Gasse und vom Hof herein. Insge-
richt Zeitlarn auferlegte Türkenhilfe an den dortigen Pfleger abgeführt werden (StAA, 
Amt Zeitlarn-Sallern 280, Schreiben Pfalzgraf Ludwigs an den Pfleger zu Hohenfels 
von 1567 Oktober 31). Dieser wurde auch nach dem Tod Hans Thumers mit der Vi-
situation des Gerichts Zeitlarn und der Freibehausung in Regensburg beauftragt (StAA, 
Amt Zeitlarn-Sallern 280, Schreiben der Räte zu Amberg von 1572 April 23). Wegen 
des Fehlens eines eigenen Richters galt Zeitlarn schließlich im Amt Hohenfels gelegen 
(StAA, Amt Zeitlarn-Sallern 280, Schreiben des Amberger Landrichters Wolf Christoph 
von Taufkirchen von 1572 März 28). Erst 1573 ist wieder ein eigener Richter in Zeitlarn 
nachgewiesen. 
3 7 StAA, Amt Zeitlarn-Sallern 267. Die undatierte Beschreibung ist am 4. November 
1574 bei der Amberger Regierung eingelaufen. 
8 8 StAA, Amt Zeitlarn-Sallern 267. 
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samt umfaßten die zwei Gebäudeteile der Freibehausung acht Stuben (groß und 
klein), 13 Kammern (groß und klein), 2 Küchen, 3 Böden, 3 Keller, 2 Gewölbe 
und 2 Roßstallungen. Der Gesamtumfang betrug 408 Schuh, der Hof besaß eine 
Fläche von 90 x 33 Schuh. 
Die Thumerin, der das Wohnrecht in der vorderen Behausung eingeräumt 
worden war, hatte zwar noch ihren Hausrat in der Behausung untergestellt, 
machte aber von ihrem Wohnrecht offenbar keinen Gebrauch mehr. Sie hielt sich 
damals offenbar sehr oft in Bayern, also in Bruckberg, auf. Aber selbst bei ihren 
seltenen Besuchen in Regensburg stieg sie nicht in der kurpfälzischen Freibehau-
sung, sondern in einer ihrer Familie gehörigen Behausung ab, wie der Richter zu 
Zeitlarn, Paulus Regen, zu berichten w e i ß 3 9 . Im Februar 1573 hat sie schließlich 
den Regensburger Bürger und Buchbinder Simon Dreer als Inmann in die kur-
fürstliche Freibehausung aufgenommen40. Für die Regierung in Amberg stellte 
sich somit die Frage, was mit der Behausung zu geschehen habe. Zunächst beauf-
tragte der Amberger Statthalter Pfalzgraf Ludwig seinen Richter in Zeitlarn, 
mit der Thumerin in Verhandlungen wegen einer Freimachung der Wohnung zu 
treten. Er schrieb, daß er nicht gesonnen sei, die Behausung „ödt steen zu lassen", 
sondern daß er sie wieder mit einer Mannsperson besetzen wolle, die in Feuers-
nöten und auch sonst jederzeit das Nötige bestellen könne 4 1 . Und in der Tat 
fehlte es keineswegs an Bewerbern, die an einem Bezug der Behausung Interesse 
zeigten. 
Als erster meldete sich der Amberger Landrichter Wolf Christoph von Tauf-
kirchen. Aus dem Herzogtum Bayern gebürtig und im Erzstift Salzburg begütert, 
war er Mitglied jener bayerischen Adelsfronde von 1564, die das lutherische 
Bekenntnis auch im Herzogtum Bayern durchsetzen wollte 4 2 . Wie der führende 
Kopf dieser Bewegung, Graf Joachim von Ortenburg, der von 1584 bis 1590 als 
Viztum in Amberg fungierte, nahm auch Taufkirchen Zuflucht und Dienst in 
der protestantischen Oberpfalz. 1572 Landrichter in Amberg, begegnet er 1583 
als Landrichter in Neunburg v. Wald. In beiden Funktionen hat er sich um das Ge-
richt Zeitlarn samt der Freibehausung beworben, da er gesonnen war, sein weit in 
Bayern und Salzburg entlegenes Vermögen in die kurfürstliche Pfalz zu trans-
ferieren, um seine Kinder vor dem „leidigen Babstumb" zu bewahren4 3. Speziell 
um die Freibehausung in Regensburg hat sich schließlich die damals in Regensburg 
wohnende Maria von Freyberg, Witwe des ehem. bayerischen Hofmarschalls 
Pankraz von Freyberg, der ebenfalls zu den führenden Männern der bayerischen 
Adelsfronde zählte, bemüht. Anlaß für ihr Gesuch war wohl eine persönliche 
3 9 Zwei Schreiben des Richters Paulus Regen von 1574 August 1 und 1574 Septem-
ber 2 im StAA, Amt Zeitlarn-Sallern 106. 
4 0 StAA, undatiertes Schreiben des Simon Dreer, eingelaufen bei der Regierung in 
Amberg am 3. Februar 1573. Mit diesem Schreiben beschwerte sich Dreer, daß die 
Thumerin zwar das Haus verlassen, aber ihren ganzen Hausrat noch zurückgelassen 
habe, so daß im Haus große Enge herrsche. Auch hätten die vormaligen Inleute in 
unbefugter Weise die Fuß- und Hauptböden herausgerissen, um sie zu verbrennen. 
4 1 StAA, Schreiben Pfalzgraf Ludwigs von 1574 Juli 24 (Konzept). 
4 2 Erwähnung seiner Mitgliedschaft in der Adelsfronde bei S. Riezler, Geschichte 
Baierns 4, S. 524. 
4 3 Die erste Bewerbung Taufkirchens, damals Landrichter in Amberg, datiert vom 
28. März 1572 (StAA, Amt Zeitlarn-Sallern 280). Seine zweite Bewerbung als Land-
richter in Neunburg vorm Wald lief am 8. Oktober 1583 in Amberg ein (StAA). 
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Bekanntschaft mit der Pfalzgräfin Elisabeth, Frau des Pfalzgrafen Ludwig und 
geborene Landgräfin von Hessen. Ja es ist nicht unwahrscheinlich, daß die Pfalz-
gräfin selbst sie zu ihrer Bewerbung ermuntert und aufgefordert hat 4 4 . 
Daß sich die Gesuche der beiden prominenten bayerischen Bewerber zerschla-
gen haben, dürfte in erster Linie auf die Unentschlossenheit der Pfalz zurück-
zuführen sein, die sich immer noch nicht im klaren war, welcher Verwendung sie 
die kurfürstliche Behausung in Regensburg zuführen sollte. Daß man gelegentlich 
auch daran gedacht hat, sie wieder für eigene Zwecke bei den bevorstehenden 
Reichs Versammlungen zu nützen, erhellt das Antwortschreiben Pfalzgraf Lud-
wigs an Maria von Freyberg. Darin teilt er ihr mit, daß er erst mit seinem Vater 
Kurfürst Friedrich Rücksprache nehmen müsse, da dieser auf dem nächstausge-
schriebenen Reichstag entweder in Person erscheinen oder seine Räte dorthin 
abordnen werde 4 S. Maria von Freyberg wandte sich daraufhin an Graf Joachim 
von Ortenburg, den alten Kampfgefährten ihres verstorbenen Mannes, mit der 
Bitte um Vermittlung 4 6, doch bricht die Korrespondenz hier unvermittelt ab. 
Lachender Dritter war zunächst der Buchbinder Simon Dreer, den schon die 
Thumerin als Inmann in ihre Wohnung aufgenommen hatte. Auch er zählte neben 
zwei weiteren Regensburger Bürgern zu den Bewerbern und durfte, wohl weil er 
schon in der Behausung wohnhaft war, auch darin bleiben. Bereits im August 1577 
wurde ihm jedoch wieder gekündigt 4 7 . Wohl aus Verärgerung stellte Dreer noch 
Ansprüche wegen seiner „Mühewaltung" bei den letzten zwei Reichsversamm-
lungen in Regensburg. Die Regierung in Amberg beauftragte daraufhin den 
Richter zu Ensdorf, Heinrich Hirschfelder, der als der Pfalz verordneter Küchen-
meister ebenfalls an den zwei Tagen in Regensburg anwesend und mit der Besor-
gung der Viktualien beauftragt war, mit einer Nachprüfung, was des Dreers, 
seines Weibes und Hausgesindes Verrichtung gewesen und was sie „an bett-
gewandt vnd anndern hausgeräthlein hergeliehen" haben 4 8. Im übrigen war die 
Regierung der Meinung, daß Dreer und die Seinigen bei den zwei Reichstagen 
„mehr genießt dann schaden gehabt" hätten. 
4 4 Eigenhändiges Schreiben der Maria von Freyberg an die Pfalzgräfin von 1575 De-
zember 20 (StAA, Amt Zeitlarn-Sallern 106). Es nimmt auf ein vorausgegangenes Schrei-
ben der Pfalzgräfin Bezug und läßt auch sonst die persönliche Bekanntschaft der zwei 
Frauen erkennen. 
4 5 Ebenfalls am 20. Dezember 1575 hatte Maria von Freyberg ein Gesuch an den 
Amberger Statthalter Pfalzgraf Ludwig gerichtet, das sie im Unterschied zum Schreiben 
an die Pfalzgräfin nicht eigenhändig geschrieben, sondern nur unterschrieben hat 
(StAA, Amt Zeitlarn-Sallern 106). Das Antwortschreiben Pfalzgraf Ludwigs (Konzept) 
datiert vom 29. Dezember 1575 (StAA). 
4 6 Schreiben Graf Joachims von Ortenburg an Kurfürst Friedrich III. von 1576 
August 21 StAA. 
4 7 Schreiben des Vitztums und der Räte zu Amberg an den Richter zu Zeitlarn von 
1577 August 30 StAA. Weitere Mitbewerber waren der Regensburger Bürger Hans 
Thurnagel und der Regensburger Maler Franz Kirchmayr. Kirchmayr, der 1574 einen 
Abriß des Amtes Zeitlarn angefertigt hatte, wofür er auf Anweisung der Amberger 
Kanzlei von 1574 Juli 24 6V2 Taler erhalten hatte (StAA, Amt Zeitlarn-Sallern 106), 
kam vor allem deshalb nicht in Betracht, weil er „den Clostern vnd Pfafferei zuuil an-
hengig" und „der religion durchaus zewider" war (Bericht des Richters zu Zeitlarn 
Paulus Regen von 1574 August 1 StAA). 
4 8 StAA, Schreiben von 1577 September 26. Bei den zwei Reichsversammlungen han-
delt es sich wohl um jene vom Oktober 1575 (Wahl König Rudolfs II.) und Juni 1576. 
Universitätsbibliothek
Regensburg
Historischer Verein für
Oberpfalz und Regensburgurn:nbn:de:bvb:355-ubr01909-0224-2
4. Verleihung an Georg Eder und Differenzen mit der Stadt Regensburg 
Der plötzlichen Kündigung Dreers lag die Absicht zugrunde, die Freibehau-
sung an den in Regensburg ansässigen, aber nicht mit dem Bürgerrecht begabten 
Georg Eder zu verleihen. Eder hatte sich bereiterklärt, der Pfalz ein Darlehen 
über 4000 f l . gegen gebührliches Interesse zu geben. Obwohl es Kurfürst Ludwig 
nach eigenem Bekunden „ganz bedenklich fiel", die Behausung in Regensburg 
auf etliche Jahre zu verlassen, gab er angesichts des in Aussicht gestellten Dar-
lehens doch seine Zustimmung. Eder sollte sich jedoch bereiterklären, die Behau-
sung bei künftigen Reichs- und Kurfürstentagen wenn nicht ganz, so doch teil-
weise zu räumen 4 9 . 
Die Überlassung der Freibehausung an Eder sollte nochmals zu heftigen Kon-
troversen mit der Stadt Regensburg führen. Da Eder in der Stadt Regensburg 
kein Bürgerrecht besaß, andererseits aber auch kein verpflichteter Diener der 
Kurpfalz war, forderte ihn die Stadt auf, sich mit ihr wegen des Beisitzes zu 
vergleichen. Am 17. November 1577 wandte sich deshalb die Regierung in Am-
berg an die Stadt Regensburg mit der Aufforderung, die Irrungen mit Eder güt-
lich beizulegen und ihn als einen von der Pfalz bestellten Inwohner der Frei-
behausung unbeschwert zu lassen 5 0. In ihrer Antwort schrieben Kämmerer und 
Rat der Stadt, daß sie von der kurfürstlichen Behausung nur wüßten, daß sie 
bisher steuerfrei gehalten worden sei. Dabei möchten sie es auch belassen. Was 
Georg Eder betreffe, so sei dieser schon etliche Jahre mit ihnen wegen seines 
Beisitzes verglichen gewesen. Da er aber nun die kurfürstliche Behausung bezogen 
habe, meine er, daß er eines weiteren Vergleichs mit der Stadt überhoben und von 
der städtischen Jurisdiktion eximiert sei. Dies könne aber die Stadt nicht zuge-
stehen. Sie wolle dem Eder die Bewohnung der Behausung nicht verweigern, doch 
solle er sich wegen des Beisitzes mit ihr vergleichen oder ihr Bürger werden 5 1. 
Die Stadt legte ihrem Schreiben einen Auszug aus einem städtischen Freibrief bei, 
nach welchem jeder, der in einem gefreiten Haus oder Hof in Regensburg sitzt, 
der nicht sein eigen ist, dem Rat der Stadt bürgerliche Pflicht leisten und gleich 
anderen Bürgern Steuern und andere gewöhnliche Beschwerungen mittragen soll, 
es sei denn, daß er für seine eigene Person und vor Erlaß dieses Briefes gefreit 
worden sei. 
Die Regierung in Amberg reagierte postwendend, indem sie der Stadt Regens-
burg ihr Befremden zum Ausdruck gab, daß diese die kurfürstliche Freibehausung 
nur steuerfrei wissen möchte. Da nämlich diese Behausung „dem durchleuchtig-
sten hochgebornen Fürsten Pfalzgraff Ludwigen vnnserm gnedigstem herren 
vnnd allso einem furnembsten vnnd hochbefreyten Churfursten deß heiligen 
Reichs zustenndig" sei, wolle sie deren „befreyung vnnd Gerechtigkheit" unan-
gesehen des vorgebrachten Freibriefs „hiemit widerumb ausdrucklich vorbehal-
ten haben" 5 2 . Fast ein Jahr hielt nun die Stadt Regensburg still, bis sie im No-
vember 1578 Georg Eder erneut aufforderte, sich mit ihr wegen des Beisitzes zu 
vergleichen. Eder wandte sich am 17. November an die Regierung in Amberg mit 
4 9 Schreiben Kurfürst Ludwigs von 1577 August 2 im StAA, Beziehungen zur Stadt 
Regensburg 38 (gleichz. Abschr.). 
5 9 StAA (Konzept). 
5 1 Schreiben von Kämmerer und Rat der Stadt Regensburg von 1577 November 23 
StAA (Or. Pap.). 
5 2 StAA, Schreiben der Regierung Amberg von 1577 Dezember 2 (Konzept). 
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der Bitte um Weisung, wie er sich gegenüber dem Verlangen der Stadt verhalten 
solle 5 3. Dabei teilte er gleichzeitig mit, daß er in dieser Sache auch die Meinung 
seines Schwagers, des kurfürstlichen Kammerrats Andreas Hegner in Amberg, 
eingeholt habe. Dieser habe ihn dringend davor gewarnt, den Forderungen der 
Stadt im geringsten nachzukommen. Auf den erneuten Protest der Amberger 
Regierung5 4 antwortete die Stadt Regensburg wiederum ausführlich 5 5. Sie 
bekräftigte zunächst ihre Rechtsauffassung, daß man bei der nachgesuchten Frei-
ung „zwischen dem Gut und der Person" unterscheiden müsse und suchte diese 
mit Hinweisen auf das Herkommen und die Praxis bei den anderen Freibehau-
sungen in der Stadt zu belegen. So hätten sich nicht nur gräfliche und andere 
„derogleichen gewürdigte" Personen, sondern auch Diener des spanischen Königs-
hauses und anderer Fürsten und Potentaten, die in Freihäusern gesessen waren 
und zum Teil noch sitzen, mit der Stadt als einer „vnwidersprechlichen Obrig-
kheit" wegen ihres Beisitzes „vmb ein zimblichs vnnd leidenlichs" vergleichen 
müssen. Schließlich wandte die Stadt noch das, allerdings irrige, Argument vor, 
daß die Freibehausung keine unmittelbare Pertinenz der Kurpfalz, sondern des 
Gutes Zeitlarn sei. 
Die Amberger Regierung glaubte auf dieses Schreiben hin von sich aus keine 
Entscheidung treffen zu können und wandte sich an Kurfürst Ludwig mit der 
Bitte um Weisung 5 6. Zur Meinung der Stadt Regensburg, daß die Freibehausung 
keine Pertinenz der Kurpfalz, sondern des Gutes Zeitlarn sei, berichtete die Re-
gierung, daß ihr trotz fleißiger Nachforschungen in der Registratur nicht bekannt 
sei, auf welche Weise und ob mit oder ohne Zeitlarn die Freibehausung in den 
Besitz der Kurpfalz gekommen sei. Nicht zuletzt diese Unwissenheit veranlaßte 
schließlich die Regierung zu dem Vorschlag, es in das Gutdünken Eders zu stellen, 
ob und auf welche Weise er sich mit der Stadt vertragen wolle. 
Kurfürst Ludwig, der während seiner Zeit als Statthalter in Amberg die kur-
fürstliche Freibehausung wohl selbst kennen und offenbar auch schätzen gelernt 
hatte, ging auf diesen Vorschlag nicht ein, sondern beauftragte die Regierung in 
Amberg mit der Einziehung von Erkundigungen, wie es mit dem von der Stadt 
behaupteten Herkommen bei den anderen Freihäusern in der Stadt bestellt sei 5 7 . 
Die Regierung gab den Auftrag an den Richter in Zeitlarn weiter, nicht ohne ihn 
zu besonderer Geheimhaltung zu ermahnen58. Für Georg Eder wurde die Lage 
dadurch schwierig, weil er, ohne schon im Besitz einer Weisung zu sein, für den 
26. Januar wiederum vor den Rat der Stadt gefordert wurde. Nur mit Mühe 
konnte er erreichen, daß die Erklärungsfrist nochmals um einen Monat verlängert 
wurde 5 9 . A n die Regierung in Amberg berichtete er, daß Kämmerer und Rat der 
Stadt „etwas gemechers gehen vnnd fahren durfften", wenn er von seinem kur-
fürstlichen Herrn mit Diensten versehen wäre. Er bitte daher dringend, ihm das 
Richteramt Zeitlarn, das seines Wissens ohnehin ledig werden würde, zu ver-
5 3 StAA, Schreiben Eders von 1578 November 17. 
5 4 StAA, Schreiben der Regierung Amberg von 1578 November 19 (Konzept). 
5 5 StAA, Schreiben von Kämmerer und Rat der Stadt Regensburg von 1578 Dezem-
ber 4 (Or.Pap.). 
5 6 StAA, Schreiben der Regierung Amberg von 1578 Dezember 9 (Konzept). 
5 7 StAA, Schreiben Kurfürst Ludwigs von 1579 Januar 2. 
5 8 StAA, Schreiben der Regierung Amberg von 1579 Januar 26 (Konzept). 
5 9 StAA, Auszug aus dem Ratsprotokoll der Stadt Regensburg vom 27. Jaunar 1579. 
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leihen 5 9 . Ohne darauf einzugehen, teilte ihm die Regierung mit, daß sie durch 
den Richter in Zeitlarn Erkundigungen über die anderen Freibehausungen in 
Regensburg einziehen lasse und beauftragte auch Eder, dasselbe zu tun und dar-
über zu berichten. Inzwischen habe er sich mit dem Rat der Stadt nicht einzu-
lassen 6 0 . 
Die Berichte sowohl des Richters von Zeitlarn als auch Georg Eders sind er-
halten 6 1 . Doch wesentlich besser als die beiden zeigte sich der bayerische Pfleger 
in Stadtamhof, Hans Ludwig Trainer, informiert, der gleichsam privat von sei-
nem Schwager, dem schon genannten kurfürstlichen Rat in Amberg Andreas 
Hegner zu Altenweiher, um Auskunft gebeten worden war. Hegner war gleich-
zeitig Schwager des Georg Eder und hatte sich wohl deswegen an Trainer ge-
wandt. Nach Trainer müssen sich alle diejenigen Inwohner gefreiter Höfe, die 
nicht mit Herrendiensten begabt sind, mit der Stadt wegen ihres Beisitzes ver-
gleichen. So habe sich die Witwe des Hans Christoph von Paulstorf, die den Hof 
des Klosters Prüfening bewohnte, mit der Stadt wegen ihres Beisitzes verglichen. 
Nach ihrem Tode habe die Stadt den Hof gesperrt und inventarisiert. Im Augs-
burger Hof wohnten etliche Bürger, die ebenfalls bürgerliche Pflicht zu leisten 
hätten. Lediglich des Bischofs von Regensburg Secretarius, der ebenfalls darin 
wohnt, werde in Ansehung seines Dienstes frei belassen. Auch im Walderbacher 
Hof seien lauter Bürger wohnhaft. Der Reichenbacher Hof sei gar an einen Bür-
ger verkauft worden und damit in bürgerliche Pflicht gelangt. Den Prüller Hof 
bewohne ein Spanier Abantanni, der sich auch mit der Stadt verglichen habe und 
ihr eine Summe Geldes, wenn auch semel pro semper, habe geben müssen. Hin-
gegen seien der bayerische Rat Eustachius von Liechtenstein im Guttensteiner Hof 
der Herzoge von Bayern, der gewesene regensburgische Marschall und jetzige 
Salzburger Rat Hieronymus Nabl im Salzburger Hof, der bischöfliche Kanzler 
zu Regensburg Dr. Alexander Eurl im Freisinger Hof, der bischöfliche Pfleger 
zu Barbing im Eichstätter Hof und die alte Frau Kanzlerin im Brixener Hof 
wegen ihrer Dienste alle frei belassen worden und werde nichts an sie begehrt. 
Schließlich habe auch Herr Bernhard von Stauf, Herr zu Ehrenfels, seit langer 
Zeit ein Haus in der Stadt. Da jedoch die Stadt verlange, daß er, so lange er in 
ihr wohne, sie als Obrigkeit anerkenne, seien sie vor das Reichskammergericht 
in Speyer geraten. Wie die Sache ausgehe, werde die Zeit zu erkennen geben. In 
einem Postscriptum fügt Trainer noch an, daß ihm, weil die Stadt Regensburg 
den Nachlaß der verstorbenen Paulstorferin im Prüfeninger Hof inventarisiert 
hat, Befehl zugekommen sei, die Freiheiten dieses Hofes im Kloster nachzusuchen 
und auch sonst Erfahrungen einzuziehen, wie es dort von alters her gehalten 
worden sei 6 2 . 
Aus dem Bericht Georg Eders ist noch zu erfahren, daß im Augsburger Hof 
der Regensburger Domherr Sinzenhofer wohnte und daß der Pielenhofener Hof 
öd stand und nicht bewohnt war. Nach Eder sind bis auf die Paulsdorferin, die 
5 0 a StAA, Schreiben Eders von 1579' Januar 30. 
*° StAA, Schreiben der Regierung Amberg von 1579 Januar 31 (Konzept). 
6 1 StAA; der Bericht Eders datiert vom S.Februar, der des Richters zu Zeitlarn, 
Albrecht Praun, vom 9. Februar 1579. 
6 2 StAA; der Bericht Trainers mit gleichzeitigem Postskriptum datiert vom Februar 
1579 (Tagesdatum ausgelassen). Der Bericht dürfte jedoch erst erheblich nach den bei-
den Berichten Eders und des Richters zu Zeitlarn in Amberg eingetroffen sein. 
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den Prüfeninger Hof bewohnt und der Stadt „den beisitz gegeben" hatte, alle 
Bewohner in den gefreiten Höfen „freigelassen". Nach Albrecht Praun, Richter 
zu Zeitlarn, bewohnte Eustachius von Liechtenstein den bayerischen Hof „frey 
vnangefochten deren von Regenspurg", während sich die Bewohner des Salz-
burger, Eichstätter, Freisinger und Brixener Hofes „mit der Statt Regenspurg 
durch Vertrag so weit verglichen" haben, daß sie „so wol ihre Inwoner" als 
auch frei waren. 
Zunächst gelangte die Regierung in Amberg nur in den Besitz der beiden Be-
richte Eders und des Richters zu Zeitlarn, aus denen sie vor allem herauszulesen 
glaubte, daß alle Personen, die in gefreiten Höfen wohnten, von der Stadt unan-
gefochten gelassen würden. Sie dürfte hierbei vor allem Eustachius von Liechten-
stein im Auge gehabt haben, der den Guttensteiner Hof der bayerischen Herzoge 
bewohnte und als bayerischer Rat in Ansehung seines Dienstes frei belassen wurde. 
Die zutreffende Unterscheidung Hans Ludwig Trainers zwischen Bewohnern, die 
mit Herrendiensten begabt sind, und anderen Bewohnern ist der Regierung jedoch 
nicht hinreichend bewußt geworden. Dies erscheint insofern erstaunlich, als sich 
ja Georg Eder in Kenntnis dieses Umstandes um das kurfürstliche Richteramt in 
Zeitlarn beworben hatte. Dennoch wird gerade in seinem Bericht auf diesen ganz 
entscheidenen Punkt nicht hingewiesen. 
So teilte die Amberger Regierung, ohne mit Kurfürst Ludwig nochmals Rück-
sprache genommen zu haben, am 18. Februar der Stadt Regensburg mit, daß sie 
in glaubwürdige Erfahrung gebracht habe, daß alle Personen, die in fürstlichen 
und anderer Herrschaften Freibehausungen wohnen, von der Stadt „freigelassen" 
werden. Da es nun der Regierung nicht gebühre, die Freiheiten und Gerechtig-
keiten ihres Herrn schmälern zu lassen, bitte sie die Stadt nochmals, Georg Eder 
in Ansehung der kurfürstlichen Freiheiten in Zukunft unbeschwert in der Frei-
behausung wohnen und bleiben zu lassen 6 3. Georg Eder erhielt eine Abschrift 
dieses Schreibens und die Aufforderung, sich mit der Stadt in keiner Weise in 
einen Vergleich einzulassen64. 
Wie sehr die Amberger Regierung in ihrer vermeintlich starken Position einer 
Fehleinschätzung unterlag, sollte sich bald zeigen. Denn die Stadt Regensburg, 
die auch mit anderen Inhabern und Bewohnern von Freibehausungen in Streit 
lag, war nicht bereit, auch nur einen Schritt von ihrer Forderung abzurücken. 
Am 18. März wies sie die Aufforderung der Amberger Regierung in einem lan-
gen und ausführlich begründeten Schreiben zurück, wobei sie neben der Dar-
legung ihrer schon bekannten Argumente auch speziell auf die bisher in der kur-
pfälzischen Freibehausung gepflogene Übung zu sprechen kam 6 5 . Demnach habe 
sich schon der edle und veste Hans von Hohenheim jährlich mit dem Rat der 
Stadt wegen seines Beisitzes vergleichen müssen, wie aus den Steuerregistern der 
Stadt genugsam zu erweisen sei. Beim Tod Hans Thumers d. Ä. habe die Stadt 
als ordentliche Obrigkeit nicht nur die gewöhnliche Inventur in der kurpfälzischen 
Freibehausung durchgeführt, sondern auch, als dessen Sohn und die übrigen Erben 
wegen der Sukzession in Streit geraten waren, den Streit als zuständige Obrigkeit 
hingelegt und vertragen. Auch nach dem Tod des edlen und gestrengen Ludwig 
von Habsberg sei die gebührliche Sperrung und Inventur durch die Stadt vorge-
6 3 StAA, Schreiben der Regierung Amberg von 1579 Februar 18 (Konzept). 
6 4 StAA, Schreiben der Regierung Amberg von 1579 Februar 18 (Konzept). 
6 5 StAA, Schreiben von Kämmerer und Rat der Stadt Regensburg von 1579 Marz 18. 
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nommen worden. Aus dem Schreiben der Stadt erfahren wir ferner, daß es mit 
Herzog Albrecht von Bayern wegen des von ihm vor kurzem erworbenen Bam-
berger oder Guttensteinischen Hofs ebenfalls zu Differenzen kam, weil dieser 
sich unterstanden habe, fast die gleiche Freiheit und Gerechtigkeit zu gebrauchen, 
wobei er sich, was der Stadt besonders bedenklich erscheine, vorzugsweise eben 
des kurpfälzischen Hofs als Beispiel zu behelfen versuche. Die Stadt habe ihm 
dies hart widersprochen und werde, wenn sie dabei nicht gütlich zu ihrer Billig-
keit gelangen könne, sich an den Kaiser wenden. Als Beweis ihrer klaren Rechts-
position auch gegenüber Herzog Albrecht legte die Stadt die Abschrift eines 
Schiedsspruches aus dem Jahre 1514 vor, mit welchem Balthasar Wolf von Wolfs-
thal, kaiserlicher Rat, Kammermeister und Reichspfleger zu Donauwörth und 
Weißenburg, Sigmund von Reitzenstein zu Wildenau, fürstlich brandenburgischer 
Rat und Pfleger zu Selb, und Georg Langenmantel, Bürgermeister zu Augsburg, 
als verordnete kaiserliche Kommissarien die Irrungen zwischen Heinrich von 
Guttenstein als Bewohner des Bamberger Hofs und Kämmerer und Rat der Stadt 
Regensburg beigelegt haben. Demnach sollte der Herr von Guttenstein der Stadt 
jedes Jahr, so lange er in der Stadt seinen Beisitz habe, 32 fl . reichen. Auch auf 
die Irrungen mit Bernhard von Stauf, Freiherrn von Ehrenfels, kam die Stadt 
zu sprechen. Die Sache sei an Kaiser Maximilian II. gelangt, der die Stadt bei 
ihrer althergekommenen Jurisdiktion und Obrigkeit belassen und den Herrn von 
Stauf, falls er gegen sie ein gutes Recht zu haben vermeine, zu einem gebührlichen 
Austrag gewiesen habe. 
Dieses Schreiben der Stadt, das sich durchaus auch auf bedenkliche Argumente 
stützte, weil beispielsweise die angezogene Inventarisierung des Nachlasses Hans 
Thumers d. Ä. schon damals einen heftigen Protest der Amberger Regierung zur 
Folge hatte, hinterließ in Amberg dennoch einen so starken Eindruck, daß die 
Regierung vollkommen umschwenkte. In einem gutachtlichen Bericht an Kur-
fürst Ludwig, dem sie eine Abschrift des Schreibens der Stadt beilegte, meinte sie, 
daß man nicht umhin könne, Georg Eder zu dem geforderten Vergleich mit der 
Stadt anzuweisen66. Kurfürst Ludwig trat der Meinung seiner Regierung bei 
und befahl ihr, nicht mehr weiter in die Stadt Regensburg zu dringen und Georg 
Eder anzuweisen, sich mit ihr gütlich zu vergleichen67. Die Amberger Regierung 
teilte der Stadt Regensburg diesen Beschluß umgehend am 2. Juni 1579 mit. Sie 
bat sie aber auch, sie an Stelle seiner kurfürstlichen Gnaden bei dem mit Eder 
abzuschließenden Vergleich „im werck spüren" zu lassen, daß Eder „keinswegs 
beschwerlich, sonndern gannz leidenlich gehalten" werde. Sie bat ferner, daß die 
Freibehausung wie schon bisher von Wacht und Steuer freigehalten werde und 
behielt sich alle Freiheiten und Gerechtigkeiten für den Fall, daß einmal ver-
pflichtete Diener in ihr wohnen sollten, vor 6 8 . Ebenfalls am 2. Juni wurde Georg 
Eder unter Beischluß einer Abschrift dieses Schreibens entsprechend unterrichtet 
und angewiesen69. 
Die Stadt Regensburg zeigte am 6. Juli der Regierung an, daß sie sich mit 
Georg Eder wegen seines Beisitzes verglichen habe. Sie sagte zu, daß Steuer und 
Wacht „gutwillig nachgesehen" werden, wies aber weitergehende Freiheiten 
6 6 StAA, Schreiben der Regierung Amberg von 1579 März 20 (Konzept). 
6 7 StAA, Schreiben Kurfürst Ludwigs von 1579 April 15. 
6 8 StAA, Schreiben der Regierung Amberg von 1579 Juni 2 (Konzept). 
6 9 StAA, Schreiben der Regierung Amberg (Konzept). 
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auch für den Fall, daß verpflichtete Diener in der Behausung wohnen sollten, 
zurück 7 0 . 
Während die Differenzen mit der Stadt Regensburg im Jahre 1579 so gut wie 
vollständig beigelegt werden konnten, traten nun die Probleme wegen der nach 
wie vor bestehenden erheblichen Baufälligkeit wieder in den Vordergrund. Be-
reits am 25. März 1578 hatte der Richter zu Zeitlarn, Albrecht Praun, der Am-
berger Regierung einen Mängelkatalog vorgelegt71. Demnach war vor allem r 
das Zimmerwerk der Dachung so verfault, daß diese „keinen Bestand" mehr ! 
habe. Wenn diesem Zustand nicht jetzt begegnet werde, sei für die Zukunft nicht 
geringer Schaden zu besorgen. Der Richter legte seinem Bericht einen Kosten-
voranschlag über alle auszuführenden Arbeiten bei, der sich auf 199 f l . und 30 
Kreuzer belief. Dazu teilte er gleich vorsorglich mit, daß Georg Eder sich erboten 
habe, das Geld für die entstehenden Kosten gegen eine Schuldanerkenntnis vor-
zustrecken. Die Regierung beauftragte daraufhin den Amberger Zeugmeister 
Kaspar Vogt, die Behausung zu besichtigen und Vorschläge zu machen, wie die 
Reparaturen „mit geringsten cossten" ins Werk gesetzt werden könnten 7 2 . Die 
Besichtigung fand am 21. und 22. April in Gegenwart des Richters von Zeitlarn, 
des Georg Eder und des Regensburger Maurermeisters Georg Walthier statt. Der 
anschließende Bericht des Zeugmeisters Kaspar Vogt über die durchzuführenden 
Maßnahmen geht noch erheblich über die vom Richter in Zeitlarn genannten 
Mängel hinaus, mit ihrer Behebung wurde der Maurermeister Georg Walthier 
beauftragt73. Wegen des benötigten Zimmerholzes und der Bretter erging Be-
fehl an den obristen Forst- und Jägermeister Martin Rußwurm, diese in den 
zunächst am Regen gelegenen Wäldern schlagen zu lassen und auf dem Wasser 
nach Regensburg zu bringen 7 4. Die bei den vorgenommenen Reparaturen und 
Baumaßnahmen erlaufenen Kosten betrugen schließlich nicht mehr die veran-
schlagten 199 f l . und 30 Kreuzer, sondern 362 f l . und 16 Kreuzer, die von Georg 
Eder vorgestreckt worden sind. Die Regierung in Amberg zeigte sich deshalb 
verständlicherweise verwundert, wobei sie in einem Schreiben an den Richter 
in Zeitlarn der Vermutung Ausdruck gab, daß die Reparaturaufträge nicht, wie 
befohlen, durch den Richter, sondern durch Georg Eder erfolgt seien 7 5. Doch 
ließ die Regierung die Sache auf sich beruhen. 
Zwischen dem 17. November 1581 und dem 17. Mai 1582 hat Georg Eder, 
ohne die Zustimmung der Regierung vorher einzuholen, den Getreidekasten und 
die Haustüre ausbessern lassen. Er gab deshalb der Hoffnung Ausdruck, daß die 
Regierung dazu „khain vngenedig mißfallen tragen" möge 7 6 . Die aufgelaufe-
nen Kosten in Höhe von 15 fl . und 39 V2 Kreuzer bat er gegen den schuldigen 
Jahreszins in Höhe von 15 fl . aufrechnen zu dürfen. Gleichzeitig beklagte er sich, 
daß der bisherige Jahreszins von 15 f l . auf 35 f l . gesteigert werden soll, wie er 
vom Richter in Zeitlarn erfahren habe. Diese Steigerung falle ihm sehr beschwer-
lich, weil ihm auch durch den Vergleich mit der Stadt Regensburg wegen seines 
7 0 StAA, Schreiben von Kämmerer und Rat der Stadt Regensburg von 1579 Juli 6. 
7 1 StAA, Amt Zeitlarn-Sallern 267. 
7 2 StAA, Schreiben der Regierung Amberg von 1578 April 15 (Konzept). 
7 3 StAA; der undatierte Bericht Vogts lief am 6. Mai 1578 in Amberg ein. 
7 4 StAA, Schreiben der Regierung Amberg von 1578 Juni 13 (Konzept). 
7 5 StAA, Schreiben der Regierung Amberg von 1578 November 3 (Konzept). 
7 6 StAA; das undatierte Schreiben Eders lief am 6. September 1582 bei der Regierung 
Amberg ein. 
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Beisitzes viele Unkosten entstanden seien. Im übrigen würden die anderen „Be-
standhäuser" in Regensburg nicht gegen einen so hohen Zins verstiftet. Offenbar 
hat man sich dann auf einen Jahreszins von 20 fl . geeinigt77. Im Jahre 1589 
war der Keller der Freibehausung so baufällig, daß Reparaturen mit Kosten von 
119 f l . und 17 ih Kreuzer anfielen 7 8. Diese und wohl auch vorausgegangene, 
uns nicht bekannte Baukosten haben die Regierung in Amberg veranlaßt, den 
vom Beständer Georg Eder zu zahlenden Jahreszins von bisher 20 fl. auf 40 fl . 
zu erhöhen 7 9 . Falls Eder mit der Erhöhung nicht einverstanden sei, solle er die 
Wohnung nach Ablauf des Jahresziels räumen. Ein erster Einspruch Eders 8 0 
wurde von der Regierung zurückgewiesen 8 1, doch einigte man sich schließlich 
auf einen Jahreszins von 35 f l 8 2 . 
Georg Eder bewohnte die Behausung bis zu seinem Tode. Auch seiner Witwe 
Clara diente sie noch einige Jahre als Wohnung, bis diese im Januar 1611 ihr 
Wohnrecht auf kündete 8 3 . Die Gründe lagen in dem nun vollends ruinösen Bau-
zustand der Behausung, an der seit Jahren nichts mehr gerichtet worden war. 
über den Zustand der Behausung berichtet im Jahre 1609 sehr eingehend der 
damalige Richter in Zeitlarn und Saliern, Tobias Schubhard8 4. Demnach habe 
die Witwe Clara Eder seinem Amtsvorgänger Hans Christoph Haller unlängst 
angezeigt, daß sie in der Behausung wegen deren Baufälligkeit „Leib und Leben 
wagen" müsse. Sie hat dabei mit dem Verlassen der Wohnung gedroht, wenn 
ihr der jährliche Zins von 35 f l . nicht erlassen würde. Haller habe ihr jedoch 
Hoffnung gemacht, daß die Pfalz bis zur Wiedererbauung des Hauses einen 
Zins nicht begehren werde. Bis dahin möge sie in der Behausung bleiben, damit 
diese nicht „gar öde" stehen bleibe. Schubhard bestätigt den von der Witwe ihm 
vorgetragenen Sachverhalt. Er habe die Behausung selbst besichtigt und könne 
sagen, daß die Witwe sie „mit grössten Vncosten" und „grosser gefahr Leib 
vnd Lebens" bewohne. Es sei keine Küche mehr vorhanden, um etwas auf dem 
Herd kochen zu können, die Schlote fielen über den Haufen, am Gemäuer, Dach-
werk und Überzimmer fiele ein Stück nach dem andern ein. Wenn es regnet oder 
sich ein Wind erhebt, sei kein Mensch mehr darin sicher. Die Durchzüge, Stuben-
decken und Estriche seien durch das Wetter so verfault, daß die Behausung in 
kurzer Zeit auf einen Haufen zusammenfallen werde. 
Die Kündigung der Clara Eder gab nochmals zu bösen Unerquicklichkeiten 
Anlaß. Zum einen wollte man ihr den Jahreszins für die letzten drei Jahre nicht 
" Jedenfalls zahlte Eder bis zum Jahre 1589 jährlich 20 fl. StAA, Schreiben der Re-
gierung Amberg von 1589 Juni 20). 
7 8 StAA, Bericht des Richters zu Zeitlarn Albrecht Praun von 1589 August 13, mit 
beiliegendem Kosten Voranschlag. 
7 9 StAA, Schreiben der Regierung Amberg von 1589 Juni 20. 
8 0 StAA, Schreiben Eders von 1589 September 9. 
8 1 StAA, Schreiben der Regierung Amberg an den Richter zu Zeitlarn von 1589 Sep-
tember 10 (Konzept). 
8 2 StAA, Schreiben der Regierung Amberg an den Richter zu Zeitlarn von 1589 Okto-
ber 1 (Konzept). 
8 3 StAA, Beziehungen zur Stadt Regensburg 41; das undatierte Kündigungsschreiben 
der Witwe lief am 17. Januar 1611 bei der Regierung Amberg ein. In ihrem Schreiben 
wies die Witwe vor allem auf die „merklichen Unkosten" hin, die ihr wegen des schlech-
ten Bauzustandes der Behausung erlaufen seien und die sie sich in einer „zuegerichten 
Behausung" ersparen könne. 
8 4 StAA, Schreiben Schubhards von 1609 September 5. 
Universitätsbibliothek
Regensburg
Historischer Verein für
Oberpfalz und Regensburgurn:nbn:de:bvb:355-ubr01909-0231-0
ganz, sondern nur zur Hälfte erlassen, und auch dies nur unter der Bedingung, 
daß sie die schriftlichen Unterlagen ihres verstorbenen Mannes über die Frei-
heiten der kurpfälzischen Behausung, die bei den Auseinandersetzungen mit der 
Stadt Regensburg wegen des Beisitzes angefallen waren, der Pfalz zur Verfügung 
stelle. Zweitens bestand man seitens der Pfalz auf der Herausgabe des Mobiliars, 
das ihr verstorbener Mann beim Bezug der Behausung im Jahre 1577 angeblich 
übernommen hatte. Diese Forderungen lösten vor allem bei den zwei Söhnen der 
Witwe bittere Bemerkungen aus. Sie sagten, daß ihr verstorbener Vater wegen 
der Behausung viel geschrieben und sich deswegen bei der Stadt Regensburg 
„etlichermassen" verhaßt gemacht habe. Es täte ihnen aber leid, daß dies ge-
schehen sei, weil sie bei der Pfalz keinen Dank verspürten. Die Akten ihres Vaters 
gehörten ihnen und sie seien nicht gesonnen, diese „viel oder wenig" von Händen 
zu geben8 5. 
5. Vergebliche Suche nach einem neuen repräsentativen Haus 
im Zentrum der Stadt 
Das bisher Gesagte läßt eine insgesamt sehr zwiespältige Haltung der Kur-
pfalz zu ihrer Freibehausung in der Stadt Regensburg erkennen. Beim Wechsel 
der jeweiligen Pfandinhaber und Bewohner wird durchaus ein lebhaftes Inter-
esse der Kurfürsten und Pfalzgrafen spürbar, sie bei Reichstagen und persön-
lichen Aufenthalten in der Stadt für eigene Zwecke zu nützen. Trotzdem hat man 
sie, wenn auch manchmal gegen erhebliche Bedenken, immer wieder an Inter-
essenten, die der Pfalz Darlehen zu gewähren bereit waren, verpfändet oder 
vermietet. Als Herberge für die pfälzischen Kurfürsten oder die in Amberg resi-
dierenden Pfalzgrafen hat die Behausung somit während des ganzen 16. Jahr-
hunderts nicht gedient. Die Gründe dafür lagen jedoch nicht nur in der bestän-
digen Geldverlegenheit der Pfalz, obwohl natürlich auch diese alle anstehenden 
Entscheidungen ganz wesentlich mitbestimmt hat. Hinzu kam nun vielmehr auch 
die Überzeugung, daß die Freibehausung sowohl wegen ihrer Randlage inner-
halb der Stadt als auch wegen ihres als nicht ausreichend angesehenen Raum-
angebots dem gestiegenen Repräsentationsbedürfnis der Kurpfalz nicht mehr 
genügen könne. 
Unter dem politisch weit ausgreifenden pfälzischen Staatsmann Christian von 
Anhalt, der seit 1595 als pfälzischer Statthalter in Amberg residierte, wurde da-
her die Frage nach einer dem Rang der Kurpfalz angemessenen Behausung in 
der Reichsstadt Regensburg neu gestellt, wobei das neuerwachte Bedürfnis nach 
fürstlicher Repräsentation und Reputation immer mehr in den Vordergrund der 
Überlegungen rückte. Eine Lösung schien von Anfang an nur darin bestehen zu 
können, daß die als wenig geeignet erachtete kurfürstliche Freibehausung ver-
äußert und eine repräsentativ erscheinende, zentral gelegene Behausung neu er-
worben wird. Der zuletzt eingetretene bauliche Verfall der kurfürstlichen Frei-
8 5 StAA, Bericht des Richters Tobias Schubhard von 1611 Juli 28. Dem Bericht liegt 
ein Verzeichnis der Mobilien bei, die Georg Eder beim Bezug der Freibehausung 1577 
angeblich übernommen hat. Es handelt sich um 33 gemeine Tische, 6 lange Tafeln, 
1 Kredenz, 13 Lehnbänke, 15 gemeine Bänke, 2 hölzerne Leuchter, 8 Stühle, 1 Tisch, 
der in der großen Stube stehen geblieben war, 6 Betstühle, 2 große Fischtruhen, 1 Fleisch-
schrägen, 3 Feuerleitern, 16 lederne Feuereimer und eine alte gemalte Tafel „ob der 
federn stueben". 
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Abb. 4 Aufriß der vorderen Behausung, vom Innenhof aus gesehen, gefertigt 1574 vom Amberger Zeugmeister Heinrich Braun 
(StAA, Amt Zeitlarn-Sallern 267). 
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Abb. 2 Aufriß der hinteren Behausung (Fürstenhaus), vom Innenhof aus gesehen, gefertigt 1574 vom Amberger Zeugmeister 
Heinrich Braun (StAA, Amt Zeitlarn-Sallern 267). Die Außentreppe zu den Wohnräumen im Obergeschoß ist nicht ein-
gezeichnet. 
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Abb. 3 Grundriß des Obergeschosses der hinteren Behausung (Fürstenhaus), gefertigt 1574 vom Amberger Zeugmeister Hein-
rich Braun (StAA, Amt Zeitlarn-Sallern 267). 
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Abb. 4 Aufriß der vorderen Behausung, vom Innenhof aus gesehen, gefertigt 1574 vom Amberger Zeugmeister Heinrich Bra 
(StAA, Amt Zeitlarn-Sallern 267). 
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behausung, der nach den Worten des Richters zu Zeitlarn der Kurpfalz zu Schimpf 
und Spott gereichte, hatte in diesen seit 1603 einsetzenden Überlegungen seine 
Ursache. Man war eben nicht mehr willens, für die sowieso zum Verkauf vorge-
sehene Behausung noch finanzielle Investitionen zu leisten. Wohl sehr zur Über-
raschung Christians wie auch des pfälzischen Kurfürsten türmten sich bei dem 
Vorhaben aber schier unüberwindliche Schwierigkeiten auf, die sowohl den Ver-
kauf der Freibehausung als auch den Kauf einer neuen Behausung betrafen. Sie 
waren vor allem in der pfälzischen Absicht begründet, die Rechte, die mit der 
kurpfälzischen Freibehausung verbunden waren, auf den neu zu erwerbenden 
Hof zu übertragen. Dieses Vorhaben stieß auf den entschiedenen Widerstand der 
Stadt Regensburg, die an neuen Freibehausungen in der Stadt kein Interesse hatte. 
Auch war die Stadt keineswegs mit allen Kaufsinteressenten für die pfälzische 
Freibehausung einverstanden, so daß sich zahlreiche Verkaufsprojekte zerschlu-
gen. A l l diese Schwierigkeiten führten dazu, daß die Freibehausung noch bis in 
das Jahr 1615 im Besitz der Kurpfalz blieb, ohne daß eine andere Behausung 
erworben worden wäre. 
Die neuen Überlegungen setzten auf pfälzischer Seite ein, als der Regensburger 
Bürger Paul Jacob seine Behausung, die den kurpfälzischen Gesandten auf den 
letzten Reichsversammlungen als Herberge diente, am 28. Juli 1603 dem pfäl-
zischen Kurfürsten zum Kauf anbot 8 6. Kurfürst Friedrich IV., der einem Kauf 
offenbar nicht abgeneigt war, beauftragte daraufhin seinen Statthalter Fürst 
Christian von Anhalt, die angebotene Behausung besichtigen zu lassen und seine 
Meinung zu äußern 8 7 . Dieser holte seinerseits ein Gutachten der Amberger 
Rechenkammer ein, das am 17. Februar 1604 nach einer vorausgegangenen Be-
sichtigung der Behausung durch den Kammerrat Gottfried Saugenfinger ausge-
fertigt wurde 8 8 . Dieses Gutachten fiel durchaus positiv aus. Demnach war die 
Behausung so beschaffen, daß genügend „Losamenter" für die kurpfälzischen 
Räte vorhanden sind. Von einem Kauf sei aber auch deshalb nicht abzuraten, 
weil so die Kosten für die Logierung der kurpfälzischen Räte, die sich allein beim 
letzten Reichstag auf fast 2000 fl . belaufen hätten, erspart werden könnten. 
Gleichzeitig riet die Rechenkammer aber auch zum Verkauf sowohl des Zeit-
larner als auch des Walderbacher Hofs. Der letztere, der unterhalb des Reichs-
stifts Niedermünster unweit der Donau gelegen war, war im Zuge der Säkulari-
sation der oberpfälzischen Klöster an die Kurpfalz gefallen. Er spielte bei den 
nun einsetzenden Überlegungen ebenfalls mit eine Rolle. Der Hof des säkulari-
sierten Klosters Reichenbach war schon im 16. Jahrhundert an einen Bürger der 
Stadt Regensburg veräußert worden. Der empfohlene Verkauf der beiden Höfe, 
die wegen ihrer Lage weder bei Reichstagen noch sonst nützlich zu gebrauchen 
seien, würde nicht nur zur Finanzierung des Ankaufs der Jacob'schen Behausung 
einen Beitrag leisten, sondern würde es auch ermöglichen, die Freiheiten der 
beiden Höfe auf die neue Behausung zu übertragen. Fürst Christian schloß sich 
8 0 StAA, Schreiben Jacobs von 1603 Juli 28 (gleichz. Abschr.). Dem Schreiben Jacobs 
ist zu entnehmen, daß er Regensburg „wegen allerhand vngelegenheit der Haushaltung" 
den Rücke kehren wollte und sich bereits in der Kurpfalz eingekauft hat. 
8 7 StAA, Schreiben Kurfürst Friedrichs von 1603 Juli 31 (Or. Pap. mit eigenhändiger 
Unterschrift Friedrichs). 
8 8 StAA, Schreiben Christians an den Kammerrat Gottfried Saugenfinger von 1603 
August 15 (Konzept); dort auch Konzept des Gutachtens der Amberger Rechenkammer 
von 1604 Februar 17. 
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dem Gutachten der Rechenkammer an 8 9 , Kurfürst Friedrich IV. stimmte den 
Vorschlägen einschließlich des empfohlenen Verkaufs des Zeitlarner und Walder-
bacher Hofs z u 9 0 . Mit Kredenzschreiben vom l . M a i 1604 wurde der Kammer-
rat an die Stadt Regensburg abgefertigt, um von Kämmerer und Rat der Stadt 
die Zustimmung zur Transferierung der Freiheiten der zwei Freihäuser auf die 
neu zuerkaufende Behausung zu erwirken 9 1. Fürst Christian verwies dabei auf 
das Vertrauen und die „bishero gespurten nachbarlichen Correspondenzen" so-
wie auf die Tatsache, daß mit der geplanten Transferierung statt eines zwei Höfe 
in bürgerliche Hände kommen würden. Die Antwort der Stadt Regensburg war 
negativ 9 2 . Sie gestattete nicht nur nicht die gewünschte Transferierung, sondern 
verweigerte auch die Zustimmung zum Erwerb der Jacob'schen Behausung durch 
die Kurpfalz. Als Begründung wurde angegeben, daß Paul Jacob vor der Zeit 
auferlegt worden sei, seine Behausung, wenn er sie selbst nicht mehr länger be-
halten wolle, binnen Jahr und Tag an einen hiesigen Bürger zu verkaufen. Saugen-
finger hat einen umfangreichen schriftlichen Bericht über seine Mission in Regens-
burg angefertigt93. Bei grundsätzlich freundlicher Aufnahme ist sein Anbringen 
demnach vor allem dilatorisch behandelt worden. Eine definitive mündliche 
Antwort hat er nicht erhalten können. Die Stadt hat lediglich den Wunsch vorge-
tragen, daß die Kaufverhandlungen bis zu der in Aussicht gestellten schriftlichen 
Resolution ausgesetzt werden. Doch habe man aus diesem Wunsch den Inhalt der 
Resolution „fast schon abnemen können". Saugenfinger berichtet auch, daß ihn 
Paul Jacob zweimal in Saliern aufgesucht und ihm erzählt hat, daß ihm der Rat 
der Stadt den vorhabenden Verkauf an die Pfalz „hart verwiesen" und ihn 
deshalb mit Strafe bedroht habe. Bei dieser Sachlage hielten der Amberger Kanz-
ler Dr. Petsch und der Amberger Landrichter Dr. Stör ein weiteres Ansuchen bei 
der Stadt nicht für ratsam, weil „doch vermutlich nichts bei ihr zu erhalten" 9 4 . 
Kurfürst Friedrich IV. stimmte dem zu, machte aber dafür wieder den Vorschlag, 
von der Rechenkammer ein Gutachten anfertigen zu lassen, ob nicht die beiden 
kurpfälzischen Höfe in Regensburg, also der Zeitlarner und Walderbacher Hof, 
so zugerüstet werden können, daß sich die pfälzischen Räte und Gesandten bei 
zukünftigen Reichs- und anderen Tagen „darin behelffen köndten" 9 5 . Dieses 
Gutachten fiel eindeutig negativ aus 9 6 . Neben den schon bekannten Gründen, 
daß nämlich beide Höfe weit abseits vom Zentrum der Stadt an deren Peripherie 
gelegen seien und auch der nötigen „Weitschaft" ermangeln würden, benannte 
die Rechenkammer als weiteren Nachteil das „unnachlässige stetige Geläut" der 
beiden nahegelegenen Klöster St. Emmeram und Niedermünster, das „an den 
deliberationibus merckliche Verhinderung geberen" würde. 
8 9 StAA, Schreiben Christians an Kurfürst Friedrich von 1604 Februar 23 (Konzept). 
9 0 StAA, Schreiben Kurfürst Friedrichs von 1604 März 28 (Or. Pap. mit eigenhändi-
ger Unterschrift Friedrichs). 
9 1 StAA, je ein Schreiben Christians von 1604 Mai 1 an den Kammerrat Gottfried 
Saugenfinger sowie an Kämmerer und Rat der Stadt Regensburg (Konzepte). 
9 2 StAA, Schreiben von Kämmerer und Rat der Stadt Regensburg von 1604 Mai 15 
(gleichz. Abschr.). 
9 3 StAA, Bericht Saugenfingers von 1604 Mai 18 (gleichz. Abschr.). 
9 4 StAA, Schreiben Dr. Petschs und Dr. Störs an Kurfürst Friedrich von 1604 Juni 21 
(Konzepte). 
9 5 StAA, Schreiben Kurfürst Friedrichs von 1604 Juli 13 (Or. Pap. mit eigenhändiger 
Unterschrift Friedrichs). 
9 6 StAA, Gutachten der Rechenkammer von 1604 Juli 27. 
Universitätsbibliothek
Regensburg
Historischer Verein für
Oberpfalz und Regensburgurn:nbn:de:bvb:355-ubr01909-0238-2
In der Folgezeit wurden mehrere Projekte, wie sich die Kurpfalz in angemes-
sener Weise in der Reichsstadt Regensburg etablieren könne, erwogen, doch sind 
sie letztlich alle gescheitert. Im November 1608 berichtete der Richter zu Walder-
bach Ludwig Steinhauser, daß das neben dem Walderbacher Hof gelegene Haus 
des Bäckers Hans Dietl zum Verkauf stehe97. Wenn man beide Häuser, die 
nur durch eine Feuermauer getrennt seien, entsprechend zurichte, könne man eine 
„stattliche Weitturft vnnd lustigen Platz" haben. Insgesamt ließen sich 12 Stu-
ben, davon die meisten mit Kammern, sowie allerlei notwendige Gemächer und 
Stallungen für 50 und mehr Pferde gewinnen. Während sich die Amberger Rechen-
kammer in einem Gutachten, wohl wegen des günstigen Kaufpreises von 1400 fl., 
nicht abgeneigt zeigte 9 8, riet der geistliche Gefällverwalter Gottfried Saugen-
finger, der mit der Besichtigung beauftragt war, von einer Erwerbung entschie-
den ab 9 0 . Dagegen konnte Saugenfinger gleichzeitig von zwei anderen, ihm 
besser geeigneten Angeboten berichten. So habe sich Abraham Schlumperger, 
Wirt des Gasthofs zum Kreuz an der Haid, bei welchem Saugenf inger Kost und 
Logis genommen hatte, erboten, seinen Gasthof an die Pfalz zu verkaufen. 
Saugenfinger schildert den Gasthof als ein wohlgelegenes, weitschichtiges, wohl-
erbautes Haus mit 20 Stuben, mehreren Kammern, einem schönen Saal, einer 
Stallung für 60 Pferde und aller Notdurft an Kellern, Gewölben und Böden. 
Daneben befinde sich ein „zimblich Gärtlein" und inmitten des Hauses ein 
großer langer Hof. Schlumperger habe den Gasthof um 2100 fl. an sich gebracht 
und 3000 f l . „darein verwendet". Da er ein vermögender Mann sei und sich zur 
Ruhe setzen wolle, wolle er im Falle eines Verkaufs „1000 Taler gern daran ein-
büssen". 
Da jedoch zu besorgen sei, daß die Stadt Regensburg einem Kauf nicht zu-
stimmen werde, weil sie das Haus „als den eltisten vnd vornembsten Gasthof" 
nicht in „freye hand" kommen und „die Wirtschaft abgehen" lassen will , 
berichtet Saugenfinger, daß auch Christoph Schwäbl seine „nechstdabei" liegende 
Behausung, die dem Gasthof „an Weitschaft vnd allen commoditeten" gleich 
geachtet wird, verkaufen möchte, weil ihm der Unterhalt zu schwer falle. 
Diese drei Kaufprojekte sind nicht mehr weiterverfolgt, andere nicht mehr 
aufgegriffen worden. Es erschien allzu offensichtlich, daß die Stadt Regensburg 
jeglichen Erwerbsprojekten der Kurpfalz die Zustimmung verweigern würde, 
selbst bei Hingabe der eigenen gefreiten Höfe. Die Politik der Stadt Regensburg 
zielte vielmehr darauf ab, die Zahl der gefreiten Häuser in der Stadt nach Mög-
lichkeit zu verkleinern und die Errichtung neuer Freibehausungen, auch im Wege 
der Transferierung althergebrachter Freiheiten, nicht mehr zuzulassen. Es war 
dies eine bittere Erfahrung für den Amberger Statthalter Fürst Christian von 
Anhalt, der hier, in der evangelischen Reichsstadt Regensburg, einer Bastion des 
deutschen Protestantismus auf bayerischem Boden, eine Grenze seines politischen 
Betätigungsfeldes erkennen mußte. 
6. Verkauf an das Kloster St. Emmeram 
So wurde schließlich, nach nochmaligem Zögern, die wegen des schlechten Bau-
zustandes immer unausweichlicher werdende Entscheidung über die weitere Zu-
9 7 StAA, Schreiben Steinhausers von 1608 November 9. 
9 8 StAA, Gutachten der Rechenkammer von 1608 November 11. 
9 9 StAA, Bericht Gottfried Saugenfingers von 1608 Dezember 12. 
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kunft der Freibehausung in anderer Richtung gesucht. Am 28. Februar 1610 
erging an den Richter in Zeitlarn der schriftliche Befehl, die Freibehausung zuerst 
der Stadt Regensburg und, wenn diese absagen sollte, dem Kloster St. Emmeram 
käuflich anzubieten1 0 0. In dem Schreiben wird mitgeteilt, daß der Amberger 
Baumeister Heinrich Rumpf die Behausung zwar besichtigt und ihre bauliche 
Wiederherstellung befürwortet habe, doch werde wegen der großen Kosten und 
weil die Kurpfalz noch den Walderbacher Hof besitze ein Verkauf des Hauses 
für ratsamer gehalten. Die zusätzliche Weisung, die auf ihm hergebrachten Frei-
heiten „in geburlicher acht" zu haben, kann wohl nur so zu verstehen sein, daß 
sie bei der Aushandlung des Kaufpreises berücksichtigt werden sollten. Der Bericht 
des Richters zu Zeitlarn, Tobias Schubhard, datiert vom 29. Dezember 1610 1 0 1 . 
Er läßt nur eine geringe Neigung der Stadt erkennen, in einen Kauf einzu-
treten. Nach Schubhard wolle sich die Stadt erst dann endgültig erklären, wenn 
ihr ein genehmes Angebot unterbreitet werde. Dieses müsse ihres Erachtens nach 
niedrig gehalten sein, weil als Wertansatz nur der Platz des Hauses in Frage 
komme. Auch die hergebrachten Freiheiten seien gering zu achten. Denn die der 
Kurpfalz zugestandenen Freiheiten würden keinem andern, „wer der auch sein 
möchte", verstattet. Auch einen Verkauf an das Kloster St. Emmeram würde 
die Stadt nicht zulassen. Wenn deshalb die Stadt das Haus nicht selbst kaufe, 
müßte man es an einen Bürger der Stadt verkaufen. Dieser hätte aber alle „bür-
gerlichen Beschwerden" zu tragen. Schubhard entschuldigt sich abschließend für 
die große zeitliche Verzögerung, mit welcher er seinem Auftrag nachkomme. Er 
begründet sie damit, daß er täglich gehofft habe, von der Stadt eine bessere Reso-
lution zu erhalten oder einen anderen Käufer für das Haus zu finden. Doch wolle 
sich keiner gegen den Willen der Stadt in einen solchen Kauf einlassen und ein 
jeder gebe vor, daß er „wider der von Regenspurg gewalt" von der Kurpfalz 
nicht geschützt werden könne. 
Auf den wenig ermutigenden Bericht des Richters zu Zeitlarn hin wandte sich 
Fürst Christian in drei ausnehmend freundlich gehaltenen Schreiben unmittelbar 
an Kämmerer und Rat der Stadt, ohne jedoch einer Antwort gewürdigt zu wer-
den 1 0 2 . Auch der Richter zu Zeitlarn blieb weiterhin mit der Angelegenheit 
befaßt, wobei ihm vor allem der Auftrag zuteil wurde, über die Freiheiten der 
kurfürstlichen Freibehausung insgeheim Erkundigungen einzuziehen1 0 3. Ein wei-
terer Bericht des Richters vom 23. Januar 1613 gibt über den Stand der Ange-
legenheit wiederum Auskunft 1 0 4. Demnach war Schubhard seit dem an ihn 
ergangenen Befehl mehr als dreißigmal in Person auf dem Rathaus und beim 
regierenden Kämmerer, um eine Resolution der Stadt zu erhalten. Nun habe der 
Rat der Stadt ihm durch Herrn Dimpfl folgende Antwort zukommen lassen: 
Da die Herren des Rats im vergangenen Herbst nicht alle bei der Stelle gewesen 
seien, habe man sich bisher nicht erklären können. Sie möchten sich dieserhalb 
bei seinen fürstlichen Gnaden nachbarlich entschuldigen lassen. Wegen des ange-
botenen Hauses möge ihnen aber der Richter alle einschlägigen Dokumente vor-
100 StAA, Schreiben Christians von 1610 Februar 20/28 (Konzept). 
101 StAA (Or. Pap.). 
102 StAA, Schreiben Christians von 1611 Januar 11, 1612 Juli 30 und 1612 Oktober 26 
(Konzepte). 
103 StAA, Schreiben Christians von 1611 Januar 31 (Konzept). 
104 StAA (Or. Pap.). 
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legen, aus welchen sie vor allem ersehen können, welche Freiheiten die Pfalz auf 
diesem Haus hergebracht habe. Erst anschließend könnten sie das Haus in Augen-
schein nehmen und sich zu dem Kaufangebot erklären. 
Diese wiederum nur wenig befriedigende Erklärung der Stadt läßt vor allem 
eine dilatorische Taktik erkennen, die offenbar auch schon in den vergangenen 
zwei Jahren mit Erfolg praktiziert worden war. An einem Kauf des Hauses war 
die Stadt hingegen nicht ernsthaft interessiert. Schubhard rät in seinem schrift-
lichen Bericht von der geforderten Vorlage der Dokumente vor einem getroffenen 
Kauf ab, weil es seines Erachtens der Stadt mehr darum gehe zu erfahren, was 
die Pfalz wegen der hergebrachten Freiheiten an Dokumenten vorzulegen in der 
Lage sei. Im übrigen war dies ein ausgesprochen schwacher Punkt der Pfalz. Denn 
urkundliche Dokumente, die die kurfürstliche Behausung in Regensburg als Frei-
haus erweisen könnten, lagen der Pfalz nicht vor. Der Kaufbrief von 1426 be-
inhaltet nur, daß Heinrich Nothaft sein Haus und Hofstatt an der Port „mit 
allen Ehren, Rechten und Nutzen, die darzu gehörend, in aller dermaßen, als ich 
das selbst innen gehabt, herbracht und genossen hab", an Pfalzgraf Johann ver-
kauft hat. Von einer Freibehausung oder anderen genauer definierten Rechten 
und Freiheiten ist in der Urkunde hingegen nicht die Rede. Aber die Regierung 
in Amberg bzw. Fürst Christian von Anhalt wären nicht einmal in der Lage 
gewesen, diesen original in ihrem Urkundenarchiv liegenden Kaufbrief zu präsen-
tieren, weil schon seit dem 16. Jahrhundert in Amberg nicht mehr bekannt war, 
daß er die Erwerbsurkunde für die kurfürstliche Freibehausung darstellt. Schwä-
cher hätte die Rechtsposition der Pfalz, die faktisch nicht einmal im Besitz einer 
Erwerbsurkunde war, nicht sein können. Schubhard war das Dilemma im übrigen 
wohl bekannt. Denn er bemerkt in seinem Bericht, daß er alle alten Salbücher 
und Urkunden in seiner Amtsregistratur durchgesehen habe, ohne im geringsten 
Dokumente finden zu können, die die Hausfreiheiten betreffen. Da er aber so 
gar keine Kopien finden könne, trage er Sorge, daß auch in der Amberger Kanzlei 
an Originalen wenig zu finden sei. 
So rückte bei dem deutlich bekundeten Desinteresse der Stadt Regensburg das 
Reichskloster St. Emmeram als möglicher Käufer wieder in den Vordergrund der 
Überlegungen. Schon Schubhard hatte seinen Bericht mit diesbezüglichen Über-
legungen abgeschlossen. Er schrieb, daß Kämmerer und Rat der Stadt kaum mehr 
als 400 oder 500 f l . darum geben würden. Doch vermeine er, daß der Prälat auf 
1000 oder doch wenigstens 800 fl . zu bringen sei. 
Schubhard, der offenbar über gute Beziehungen zum Kloster St. Emmeram 
verfügte, hatte sich nicht getäuscht. In einem Schreiben vom 18. März 1613 machte 
nämlich Abt Hieronymus von St. Emmeram selbst den Vorschlag, die kurfürst-
liche Freibehausung samt einer Wiesmahd bei Pfatter, die von der Kurpfalz zu 
Lehen rührte, gegen Ablösung der klösterlichen Lehenobrigkeit über das Dorf 
Neuenschwand im Landgericht Neunburg v.Wald sowie der Überlassung von 
zwei Fischweihern im Amt Neunburg v. Wald, die bisher von der Kurpfalz und 
St. Emmeram gemeinsam befischt worden sind, einzutauschen105. Der Prälat 
zeigte sich am Erwerb der kurfürstlichen Freibehausung sichtlich interessiert. Er 
schrieb, daß sie ihm zur Unterbringung und Losierung seiner Offiziere und Die-
ner sonderlich zur Zeit der Reichsversammlungen sehr bequem erschiene. Unaus-
1 0 5 StAA (gleichz. Abschr.). Das Schreiben des Abtes war an den kurpfälzischen Rich-
ter in Zeitlarn, Tobias Schubhard, gerichtet. 
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gesprochen dürfte aber auch der Status der Behausung als eine althergebrachte 
kurfürstliche Freibehausung eine nicht unwesentliche Rolle in den Überlegungen 
des Prälaten gespielt haben. Ob und inwieweit auch Überlegungen im Spiele 
waren, das Territorium bzw. den Jurisdiktionsbereich des Klosters innerhalb der 
Stadt mittels Erwerbung der Freibehausung auszuweiten, kann nur vermutet 
werden. 
Nun, da ein konkretes Verhandlungsangebot des Klosters St. Emmeram auf 
dem Tisch lag, geriet Fürst Christian von Anhalt ins Zögern. Es wurden nicht 
nur umfangreiche Erhebungen über den Geldwert der mitbeteiligten Lehenstücke 
und Fischweiher und ihre Erträgnisse angestellt, sondern es hat nun auch den 
Anschein, daß es dem Amberger Statthalter zunehmend schwerfiel, sich von 
diesem altüberlieferten Besitz der Pfalz zu trennen. Denn mehrere Anfragen 
sowohl des Abtes von St. Emmeram als auch der kurpfälzischen Räte in der 
Amberger Regierungskanzlei an den Fürsten, die alle zur Eile drängten, blieben 
unbeantwortet. Am 14. November 1614 meldete sich schließlich der Zeitlarner 
Richter Tobias Schubhard wieder zu Wort 1 0 6 . Auch er drängt zur Eile, nicht 
zuletzt weil er besorgte, daß die Stadt Regensburg sich einer Vertauschung an das 
Reichsstift St. Emmeram in den Weg legen werde. Doch scheint er auch ein Ge-
spür für die Hemmungen Fürst Christians gehabt zu haben, wenn er den Vor-
schlag macht, die Behausung als „gemeines durchgehendes Lehen" zu verleihen 
und sich ein ewiges Vorkaufsrecht vorzubehalten. Denn es gebe kein bequemeres 
und besseres Mittel, um das Eigentum bei der Kurpfalz verbleiben zu lassen. 
Schubhard hat mit seinem Vorschlag aber auch an sich selbst gedacht, da er als 
ersten interessierten Lehenträger sich selbst benannte. Dem Fürsten Christian 
suchte er den Vorschlag damit schmackhaft zu machen, daß er sich erbot, die 
Behausung bei künftigen Reichstagen bis auf einige Stuben und Kammern der 
Pfalz umsonst zur Verfügung zu stellen. Den hinteren Stock wolle er selbst in 
baulichen Zustand bringen, den vorderen Stock abbrechen und zu einem Garten 
machen. Schubhard zeigte sich aber auch bereit, die Behausung um 600 fl . eigen-
tümlich zu erwerben. 
Auch auf dieses Schreiben erfolgte keine Resolution. Am 23. März 1615 wandte 
sich Schubhard wieder an den Statthalter107. Er berichtete, daß die Behausung 
den Winter über öd gestanden habe und allerlei böse Buben und loses Gesindel 
Tag und Nacht hereingestiegen seien. Sie hätten fast alle Fenster verderbt und 
alle Nägel und Eisenbänder abgebrochen und entfremdet. Damit nun nicht auch 
noch alle Bretter auf den Dielen und Böden herausgebrochen und zum Verbrennen 
weggetragen werden, habe er, da es jetzt wieder etwas warm sei, mit einem alten 
Mann und dessen Weib vereinbart, daß sie sich in einer Kammer der Behausung 
aufhalten und etwas Achtung auf das Haus halten. Aber damit man ihm nicht 
eines Tages Vorwürfe mache, sei es seine Pflicht, wieder daran zu erinnern, daß 
die Behausung je länger je mehr verderbe und der Kurpfalz „zu Schimpf vnnd 
Spott also zerrissen vnnd eingefallen da vor Augen stehe". 
Da auch auf dieses Schreiben keine Resolution erfolgte, wandte sich Schubhard 
am 28. Juni 1615 unmittelbar an Kurfürst Friedrich V . 1 0 8 . Dieser Schritt hat 
StAA, Schreiben Schubhards an Fürst Christian (Or. Pap.). 
107 StAA (Or.Pap.). 
los StAA (Or. Pap.). Das Schreiben Schubhards wurde offenbar von Kurfürst Fried-
rich original an Fürst Christian mit zusätzlichen Weisungen, die dem Aktenvorgang 
nicht beiliegen, weitergeleitet. 
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seine Wirkung offenbar nicht verfehlt. Denn am 29. August wurde der Kloster-
richter zu Reichenbach mit der Wiederaufnahme der Verhandlungen mit dem 
Kloster St. Emmeram beauftragt109. Schubhard allerdings blieb, vielleicht aus 
Verärgerung Fürst Christians, vom weiteren Gang der Verhandlungen ausge-
schlossen. 
Wir kennen die Anweisungen Kurfürst Friedrichs V . nicht, doch müssen sie 
wohl dahingehend gelautet haben, mit dem Kloster St. Emmeram zu einem raschen 
Abschluß zu kommen. So konnte auch die am 13. November in Amberg einge-
laufene Bitte des Regensburger Weihbischofs Dr. Johann Schöner, ihm die Frei-
behausung lehenweise zu überlassen, keine Berücksichtigung mehr finden 1 0 9 . 
Ebenfalls am 13. November berichtet der Richter zu Reichenbach, daß er mit 
dem Abt des Klosters St. Emmeram über die Bedingungen und den Kaufpreis 
für die Freibehausung einig geworden sei. Demnach sei der Abt bereit, sowohl 
seinen Hälfteanteil an den zwei Fischweihern als auch einen unweit davon gele-
genen, schönen und wenigstens 100 Tagwerk umfassenden Holzwachs bei dem 
Dorf Hofenstetten, dessen Nutzung ebenfalls zwischen der Kurpfalz und dem 
Kloster St. Emmeram geteilt sei, der Kurpfalz ganz zu überlassen. Und zusätzlich 
wolle der Abt noch 800 fl . bar erlegen n o . Die Vorschläge fanden die Billigung 
Fürst Christians, der unter dem 21. November 1615 den Kaufbrief für das Kloster 
St. Emmeram ausfertigen l i eß 1 1 1 . Demnach verkaufte die Kurpfalz ihre Frei-
behausung in Regensburg „sambt der Freiheit vnd Exemption aller bürgerlichen 
Oblagen vnd Bürden alls Steyer, Vngeld vnd wie es namen haben mag" an das 
Kloster St. Emmeram gegen den halben Teil an zwei Weihern bei Hofenstetten 
im Landgericht Neunburg v. Wald, den halben Teil eines Holzwachses, die Stet-
ter A u genannt, ebenfalls bei Hofenstetten und 800 fl. 
Die Stadt Regensburg hatte noch am 18. November Protest gegen den bevor-
stehenden Verkauf an das Kloster St. Emmeram eingelegt und sich erboten, die 
Behausung selbst zu kaufen 1 1 2. Sie bemerkte in ihrem Schreiben, daß ihr die 
Behausung bereits vom Richter zu Zeitlarn angeboten worden und ein Kauf nur 
deswegen nicht zustandegekommen sei, weil ihr die verlangten brieflichen Urkun-
den noch nicht vorgelegt worden seien. Der Verkauf an das Kloster St. Emmeram 
sei in Erwartung dieser brieflichen Urkunden und ohne ihr Wissen erfolgt. Die 
Antwort Fürst Christians erging am 21. November 1 1 3, nachdem zwei Abge-
sandte der Stadt noch persönlich nach Amberg gekommen waren. Er wies das 
Vorbringen der Stadt kühl zurück und legte die Gründe dar, die ihn zum Ver-
kauf an das Kloster bewogen haben. Die Stadt kam daraufhin am 25. November 
1 0 9 StAA, Schreiben Christians an den Klosterrichter zu Reichenbach von 1615 
August 29 (Konzept). 
ioo» StAA undatiertes Schreiben Dr. Schöners (Or. Pap.). Fürst Christian beauftragte 
den Klosterrichter zu Reichenbach mit der Einziehung von Erkundigungen über die 
Person des Weihbischofs (StAA, Schreiben Christians von 1615 November 15, Konzept), 
der daraufhin mit Schreiben vom 17. November nochmals dringend zu einem Abschluß 
mit dem Prälaten von St. Emmeram drängte. 
« 0 StAA (Or.Pap.). Das Schreiben des Klosterrichters lief am 21. November in Am-
berg ein. 
m Ein Konzept des Kaufbriefs liegt dem Aktenvorgang bei (StAA). 
I i 2 StAA, zwei Schreiben von Kämmerer und Rat der Stadt Regensburg von 1615 
November 18 (Or. Pap.). 
"3 StAA (Konzept). 
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nochmals wegen einer Rückgängigmachung des Verkaufs an das Kloster ein U 4 , 
doch blieb Fürst Christian nichts anderes übrig, als freundlich abzulehen m . 
Mit dem Verkauf ihrer Freibehausung verlor die Kurpfalz noch sechs Jahre 
vor dem schmerzlichen Verlust des Fürstentums der oberen Pfalz ihren ältesten 
und vornehmsten Besitz in Regensburg. Sie löste damit ein Verhältnis, das stets 
widersprüchlich und von ständiger Unentschlossenheit geprägt war. über den 
wirklichen Wert der Freibehausung war man sich pfälzischerseits nie im klaren. 
Im allgemeinen folgte man dem Diktat der Umstände und der immerwährenden 
Geldverlegenheit, ohne sich zu einem in die Zukunft weisenden Konzept und 
entsprechenden Investitionen entschließen zu können. Der zuletzt rasch zuneh-
mende Verfall des Hauses machte es schließlich zu einem Klotz am Bein, den es 
nur noch abzuwerfen galt. Welche Möglichkeiten jedoch das Anwesen auch der 
Kurpfalz hätte bieten können, zeigt der Umstand, daß es in der 2. Hälfte des 
18. Jahrhunderts als nicht zu gering angesehen wurde, um dem Fürsten Thum 
und Taxis als kaiserlichem Prinzipalkommissar als Stadtwohnung zu dienen. 
Ohne Zweifel haben die wegen der mit der Freibehausung verbundenen Rechte 
und Freiheiten entstandenen Differenzen das angestrebte gutnachbarliche Ver-
hältnis zur Reichsstadt Regensburg des öfteren sehr nachhaltig gestört. Doch wäre 
man wohl auch hier besser gefahren, wenn man sie weniger oft als bloßes Mittel 
zur Geldbeschaffung mißbraucht hätte. Denn die Stadt hätte wohl nicht umhin 
gekonnt etwas „gemechers" zu fahren, wenn man die Freibehausung gemäß 
ihrer ursprünglichen Bestimmung als Herberge für die pfälzischen Kurfürsten, 
Pfalzgrafen, Gesandten und Räte hergerichtet und weiterverwendet hätte. So 
bleibt zuletzt die Feststellung einer im ganzen verfehlten Politik im kleinen, 
die eine gute Möglichkeit einer angemessenen und soliden Repräsentanz in der 
Stadt der Reichstage und Reichsversammlungen ungenützt hat verstreichen lassen. 
1 1 4 StAA, Schreiben von Kämmerer und Rat der Stadt (Or. Pap.). Das Schreiben der 
Stadt beinhaltete auch noch eine Vollmacht für den Stadtsyndikus Stephan Röselein, 
einen Kaufvertrag gegen Bargeld abzuschließen. 
! 1 5 StAA, Schreiben Christians von 1615 November 27 (Konzept). 
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Abb. 1 Eigenhändiger Brief des Bildhauers Hans Leinberger an den Regensburger Bürgermeister Sehwäbl. 
Bischöfliches Zentralarchiv Regensburg 
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A b b . 2 Ausschnitt aus A b b . 1. Unterschrift Hans Leinbergcrs mit folgendem Wor t l au t : 
„vnde r t en ige r Hanns leinwerger pildschnitzer zw Landshuet" 
A b b . 3 Siegclabdruck Hans Leinbergcrs. 
Makroaufnahme von dem Abdruck auf der Rücksei te des Briefes A b b . 1 
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